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„Die Erlanger SPD ist und bleibt 
meine politische Heimat“

Fortsetzung auf Seite 3

Von Dieter Rosner
Kreisvorsitzender

Nach 12 Jahren als Vorsitzender des SPD-
Kreisverbandes Erlangen ist für mich 
der Zeitpunkt gekommen, diese Aufga-
be an andere engagierte Genossinnen 
und Genossen zu übergeben.
Ich bin stolz und 
dankbar dafür, 
dass ich mehr als 
ein Jahrzehnt Vor-
sitzender der Er-
langer SPD, meiner 
politischen Hei-
mat, sein durfte. 
Ich bedanke mich 
sehr herzlich bei 
allen, die mich in 
den letzten Jahren 
im Vorstandsteam, 
in den Gremien, 
in den Wahlkämp-
fen und bei vielen 
Gelegenheiten im Privaten wie im Po-
litischen engagiert unterstützt und in 
kritisch-konstruktiver Solidarität bera-
ten und begleitet haben.

Bei meiner Wahl zum Vorsitzenden am 
19.3.2009, bin ich mit folgenden Aus-
sagen angetreten, die ich noch immer 
unterschreiben kann: „Ich will, dass wir 
mit Überzeugung auf die Menschen 

zugehen, die 
hier in Erlangen 
leben und ar-
beiten, auf die 
Familien in den 
Stadtteilen, auf 
Jung und Alt, auf 
die Engagierten 
in den Gewerk-
schaften, in den 
Vereinen und 
Verbänden. Wir 
wollen die Zu-
stimmung der 
B e v ö l k e r u n g . 
Also haben die 

Bürgerinnen und Bürger auch ein Recht 
darauf, von uns zu erfahren, wer wir 
sind, was wir tun, was wir vorhaben. 
Unsere Aufgabe ist es, dabei offen und 

ehrlich zu sagen, wofür wir stehen, wel-
che Interessen wir vertreten und warum 
wir diese Interessen vertreten. Die Men-
schen haben die Schnauze voll von lee-
ren Phrasen, falschen Versprechen und 
Ankündigungen! Dazu müssen wir in 
der Partei im offenen, fairen und sach-
lich fundierten Dialog unsere Richtung 
und unseren Kurs aushandeln. Und 
dann gilt es, unsere Überzeugungen 
geschlossen und glaubwürdig darzule-
gen. So – und nur so können wir wieder 
politische Mehrheiten organisieren. (...) 
Ich setze auch darauf, wieder Wahlen zu 
gewinnen. Und dabei habe ich nicht nur 
die Europawahlen und die Bundestags-
wahlen vor Augen. Es geht mir auch und 
vor allem darum, hier in Erlangen, bei 
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Termine

01.07.	 18:00	 Pizza und Politik	 August-Bebel-Haus Garten

06.07. 		  Jusos: Sitzung	 digital	 S. 23

07.07.	 19:00	 Distrikt Tennenlohe: Jahreshauptversammlung	 Schlossgaststätte	 S. 21

13.07	 19:30	 Distrikt Frauenaurach	 Bürgerhaus Kriegenbrunn	 S. 21

20.07. 		  Saskia Esken	 digital 

20.07.	  	 Jusos: Sitzung	 digital	 S. 23

21.07. 	 19.30	 AK gegen Rechts	 digital	 S. 23

21.07.	 20:00	 Distrikt West: Jahreshauptversammlung	 Güthlein	 S. 22

30.07.	 18:00	 Grillparty	 Naturfreundehaus	 S. 13

11.09.	 15:00	 Ehrungsveranstaltung	 Pacellihaus

14.09.	 19:30	 Distrikt Frauenaurach: Jahreshauptversammlung	 Bürgerhaus Kriegenbrunn	 S. 21

Kontakt Impressum

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen
Vorsitzende: Barbara Pfister
Geschäftsführerin: 
Katja Rabold-Knitter	
Rathausplatz 1
91052 Erlangen
Telefon: 09131-86-2225
Fax: 09131-86-218 1
E-Mail: spd.fraktion@stadt.erlangen.de
Internet: www.spd-fraktion-erlangen.de

Bürozeiten
Montag			  09:00 bis 13:00 Uhr
Dienstag		  09:00 bis 13:00 Uhr
Mittwoch		  geshlossen
Donnerstag	 09:00 bis 13:00 Uhr
Freitag 			   geschlossen

Kreisverband Erlangen-Stadt
Vorsitzender: Dieter Rosner
Mitarbeiter: Christian Wonnerth
Friedrich-List-Straße 5, 
91054 Erlangen
Telefon: 09131-8126522
Fax: 09131-8126513
E-Mail: buero@spd-erlangen.de
Internet: www.spd-erlangen.de
Bankverbindung: Sparkasse Erlangen, 
IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten:
Montag			  12:00 bis 16:00 Uhr
Dienstag bis 	
Freitag			   08:00 bis 11:30 Uhr
sowie nach Terminvereinbarung
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der nächsten Oberbürgermeister- und 
Kommunalwahl die bestimmende Kraft 
zu werden.“
Alle Ziele erreicht, Mission abgeschlos-
sen? Mitnichten. Die Rückschau ist 
durchaus ambivalent. Nicht alles, was 
ich mir / was wir uns vorgenommen hat-
ten, hat sich leider realisieren lassen. 
Einiges aber schon. Ich bin überglück-
lich darüber, dass es uns gelungen ist, 
die Oberbürgermeisterwahlen 2014 und 
2020 mit Dr. Florian Janik zu gewinnen 
und mit unserer SPD-Fraktion Mehr-
heiten im Stadtrat zu organisieren, um 
die Politik in Erlangen wieder entschei-
dend mitzugestalten. 
Der Kommunalwahlkampf 2014 war si-
cher ein Highlight, weil es uns gelungen 
ist, mit einem nahezu professionellen 
Wahlkampf Interesse zu wecken, Spaß 
an der Politik zu vermitteln, Begeiste-
rung auszustrahlen und eine Mehrheit 
zu überzeugen, in einer Wechselstim-
mung für Florian Janik und die SPD zu 
stimmen. Und auch beim Entscheid für 
die Stadt-Umland-Bahn hat die Glaub-
würdigkeit der politischen Versprechen, 
mit denen wir angetreten sind, weiter-
hin getragen und den Start für dieses 
wichtige klima- und verkehrspolitische 
Projekt ermöglicht.
„Versprochen – Gehalten“: Dieses Fazit 
können wir mit Blick auf die Kommu-
nalpolitik selbstbewusst ziehen - auch 
wenn die eine oder andere Entschei-
dung nicht in unserem Sinne gefallen ist 
(West III, Landesgartenschau). Dialog, 
Beteiligung und Teilhabe standen und 
stehen im Mittelpunkt. Das weckt un-
terschiedliche Erwartungen. Es ist wich-
tig, dass wir unsere politischen Ziele, die 
„Stadt für Alle“, nicht aus den Augen ver-
lieren und die Menschen von dem über-
zeugen, wovon wir selbst überzeugt 
sind. Progressive Veränderungen, sei es 
im Wohnungsbau, in der Stadtplanung, 
in der Verkehrs- oder in der Klimapolitik, 
genauso wie in der Kultur- oder Sozial-
politik wecken Kritik und Widerstände 
und führen zu lokalen Protestkulturen, 
die nicht immer am Gemeinwohl ori-
entiert sind. Mit Gegenwind ist auch 
weiterhin zu rechnen. Und aus Fehlern 
können und müssen wir lernen.
Und was heißt das für die Erlanger SPD 
als Organisation? Vor allem die letzten 
beiden Kommunalwahlkämpfe haben 
die Partei mobilisiert, aber auch viel 
Kraft gekostet. Sie haben sich gelohnt, 
aber auch aufgezeigt, wo die Grenzen 
der Kampagnenfähigkeit der Erlanger 
SPD verlaufen. Auch wenn die Jusos wie 

immer einen guten Job machen: Wir 
sind und werden weiter weniger und 
älter. Die SPD als Mitglieder- und Mit-
machpartei steckt in der Krise. Darauf 
gilt es Antworten zu finden. 
Denn aktuell muss die SPD in einem 
schwierigen Wahlkampf bestehen. Ob-
wohl die positiven Akzente, die die SPD 
in der Bundesregierung setzt - wie beim 
Thema Solidarrente, Kita-Ausbau, Min-
destlohn oder Kurzarbeitergeld - in die 
richtige Richtung gehen, bringen diese 
uns trotzdem nur mäßig nach vorne. 
Die SPD ist insgesamt immer noch in 

einem negativen Image gefangen. Wir 
haben ein (auch in, oder gerade wegen 
der Großen Koalition) bisher nicht auf-
lösbares Glaubwürdigkeitsproblem. Die 
Erneuerung der SPD gelingt bislang nur 
zögerlich. Uns fehlt eine glaubwürdige 
Erzählung oder ein zentrales Thema, 
mit dem wir die Menschen begeistern 
können – zumindest aber gelingt es 
uns nicht, unsere guten Vorschläge und 
Ideen zu vermitteln. Insgesamt wissen 
viele bei der SPD scheinbar nicht mehr, 
wofür sie eigentlich steht. 
Wie lautet also die begeisterungsfähige 

Kreismitgliederversammlung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Jahreshauptversammlung
am Donnerstag, 28. Juni 2021, 19:00 Uhr
BSC Erlangen, Schallershofer Stra§e 70 a

Die Veranstaltung findet im Freien statt. Bitte Maske mitbringen, am Platz kann 
diese dann abgelegt werden.

Als Tagesordnung schlagen wir Euch vor:
1. Eröffnung und Begrüßung
	 Ehrung der Verstorbenen
2. Konstituierung
	 a) Wahl der Versammlungsleitung
	 b) Wahl der Mandatsprüfungs- und Wahlkommission
	 c) Beschluss der Tagesordnung
3. Rechenschaftsberichte, Gleichstellungsbericht, Kassenbericht und Revisions-

bericht mit Aussprache
4. Entlastung des Vorstands
5. Abstimmung über eine Satzungsänderung: Einführung einer Doppelspitze
	 (Siehe Seiten 4 und 5)
6. Wahl des Kreisvorstands
	 a) Wahl der/des Kreisvorsitzenden
	 b) Wahl der beiden stellvertretenden Kreisvorsitzenden
	 c) Wahl der Referentinnen und Referenten im geschäftsführenden Vorstand
	 d) Wahl der Referentinnen und Referenten im Kreisvorstand
	 e) Wahl der Vertreterinnen und Vertreter der Distrikte und Arbeitsgemein		

     schaften im Kreisvorstand
	 f) Wahl der/des Friedensbeauftragten und der/des Ausländerbeauftragten
           im Kreisvorstand
7. Wahl der RevisorInnen
8. Wahl bzw. Nominierung der Delegierten zum Unterbezirksparteitag, Bezirks-

parteitag, Landesparteitag, kleinen Landesparteitag
9. Anträge
10. Verschiedenes
	 Schlusswort der/des neuen Kreisvorsitzenden

Dieter Rosner	 Philipp Dees	 Sandra Radue

15. Juli
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Wir gratulieren zum Geburtstag
Wir gratulieren allen Genossinnen und 
Genossen, die im Juli und August Ge-
burtstag feiern. Wir wünschen euch für 
euer nächstes Lebensjahr alles Gute!

05.07. 	 Gundi Seitz	  
75 Jahre

07.07. 	 Martin Engeter	  
65 Jahre

09.07. 	 Wilhelm Gehr	  
91  Jahre

09.07. 	 Wolfgang Feulner 
71 Jahre

10.07. 	 Silke Zieten  
89 Jahre

13.07. 	 Silke Banasch-Schmidt 
74 Jahre

14.07. 	 Renate Haas 
77 Jahre

15.07. 	 Dagmar	Telgen  
70 Jahre

15.07. 	 Eva Haas 
78 Jahre

18.07. 	 Edgar Hartmann 
81 Jahre

21.07. 	 Gisela Niclas 
73 Jahre

25.07. 	 Uta von Stengel 
79 Jahre

26.07. 	 Giorgio Jellici	  
86 Jahre

28.07. 	 Eberhard Irlinger 
76 Jahre

28.07. 	 Günther Popp	  
80 Jahre

30.07. 	 Bettina Rodenberg	  
60 Jahre

31.07. 	 Irene Thiele 
70 Jahre

Parteileben

1.	 In §10 wird folgender Absatz IIa 
eingefügt: „Auf Beschluss der die Wahl 
vornehmenden Mitgliederversamm-
lung können statt eines*einer Vorsit-
zenden (Abs. II Satz 2 Ziffer 2, Einzelspit-
ze) zwei gleichberechtigte Vorsitzende 

gewählt werden (Doppelspitze); unter 
diesen muss mindestens eine Frau sein. 
Gibt es sowohl Bewerber*innen für 
einen alleinigen Vorsitz als auch für 
eine Doppelspitze oder beantragt dies 
ein*e Teilnehmer*in der Mitgliederver-

Satzungs�nderung: Einf�hrung einer 
Doppelspitze

Idee oder zumindest die Vorstellung da-
von, was sozialdemokratische Politik im 
21. Jahrhundert bedeuten könnte? 
Die Antwort ist in guten Konzepten zu 
finden, die die ökologischen, ökono-
mischen, und sozialen Fragen gleicher-
maßen und in ihren wechselseitigen 
Bezügen in den Blick nehmen. 
Ich bin fest davon überzeugt: Die SPD 
wird mehr denn je gebraucht. Denn wer 
sonst sorgt künftig für soziale Gerech-
tigkeit, ohne die eine demokratische 
Gesellschaft nicht überleben kann? 
Schwarz-Grün kann dies nicht leisten. 
Ein Beitrag in der taz vom 13.6. bringt es 
auf den Punkt: „Annalena Baerbock tut 
so, als laufe sie über einen Regenbogen 
einer bunten Zukunft entgegen. Aber 
am Ende wartet kein Topf voll Gold, son-
dern Alexander Dobrindt. (…) Es wird 
mit CDU und CSU keinen Abschied von 
Hartz IV geben, also keine sanktions-
freie Grundsicherung und auch keine 
Regelsätze von 603 Euro. Es wird keine 
Bürgerversicherung geben und auch 
keinen Mindestlohn von 12 Euro, außer-
dem keine Kindergrundsicherung, keine 
Vermögensteuer, keine Abschaffung 
des Ehegattensplittings, keinen Klima-
pass für Geflüchtete, keine Änderung 
des Transsexuellengesetzes und keine 
echte Abkehr von der Schuldenbremse, 
also kein Geld für all die grünen Investi-
tionswünsche, die viele Milliarden Euro 
kosten.“ 
Für uns Sozialdemokraten ergibt sich 
beim Thema ökosozialer Umbau eine 
große, vielleicht die letzte große Chance. 
Wenn wir begreifen, dass das heute al-
les beherrschende Thema der Ökologie 
im Kern ein linkes und damit unser The-
ma ist, können wir noch einmal zu ei-
ner großen politisch gestaltenden Kraft 
werden. Bleibt es aber bei Halbheiten, 
gelingt es uns nicht, unsere traditionelle 
Orientierung an sozialen Gerechtigkeit 
konzeptionell mit den ökologischen Fra-
gen zu verbinden, könnten wir tatsäch-
lich auf längere Sicht als ernstzuneh-
mende politische Kraft verschwinden.
Erfolgreiches parteipolitisches Engage-
ment braucht strategische Ziele und ei-
nen kühlen Kopf. Aber sie braucht auch 
heiße Herzen. Ich halte mich weiter an 
Antonio Gramsci. Aus seiner Sicht brau-
chen wir Menschen „ die nicht verzwei-
feln angesichts der schlimmsten Schre-
cken und sich nicht an jeder Dummheit 
begeistern. Pessimismus des Verstandes, 
Optimismus des Willens.“ 
Diesen Optimismus des Willens gilt es 
in der aktuellen Lage der Partei neu zu 

erfinden. Das ist einer der großen He-
rausforderungen für den neuen Vor-
stand. Dafür wünsche ich den neuen 
Vorsitzenden eine breite Unterstützung 
und viel Erfolg.

Herzlichen Dank für das gemeinsame 
Arbeiten für unsere politischen Grundü-
berzeugungen und eure Solidarität, lie-
be Genossinnen und Genossen.
Freundschaft!
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sammlung, findet die Abstimmung 
darüber, ob eine Doppelspitze gewählt 
werden soll, nach der Vorstellung der 
Bewerber*innen und gegebenenfalls 
einer Aussprache unmittelbar vor dem 
Wahlgang nach den Vorgaben der Wahl-
ordnung für Einzelwahlen statt; anson-
sten kann offen mit einfacher Mehrheit 
entschieden werden. Die Wahl beider 
Vorsitzenden erfolgt in Einzelwahl.“
2.	 §10 Abs. III erhält folgende Fas-
sung: „Unter den Vorsitzenden nach 
Abs. 2 Satz 2 Nrn. 1 und 2 muss minde-
stens eine Frau sein, im Falle einer Dop-
pelspitze mindestens zwei Frauen. Un-
ter den Mitgliedern nach Abs. 2 Satz 2 
Nrn. 1 mit 5 müssen zu mindestens 40% 
Frauen sein. Dem gesamten Vorstand 
müssen zu mindestens 40% Frauen an-
gehören.
3.	 §10 Abs. IV erhält folgende Fas-
sung: „Der oder die Vorsitzende vertritt 
den Kreisverband nach außen; im Falle 
einer Doppelspitze sind die beiden Vor-
sitzenden jeweils Einzelvertretungsbe-
rechtigt, soweit nicht gesetzlich, durch 
übergeordnete Regelungen der Partei 
oder durch diese Satzung gemeinsam 
Vertretung vorgeschrieben ist. Bei 
Verhinderung wird der*die Vorsitzen-
de bei einer Doppelspitze zunächst 
durch den*die andere*n Vorsitzende*n, 
bei dessen*deren Verhinderung oder 
bei einer Einzelspitze durch eine*n 
ihrer*seiner Stellvertreter*innen vertre-
ten.“
4.	 §10 Abs. X erhält folgende Fas-
sung: „Zur Verleihung der August-Be-
bel-Uhr wird durch Beschluss des Kreis-
vorstands ein Kuratorium gebildet, dem 
der oder die Vorsitzende bzw. bei einer 
Doppelspitze beide Vorsitzenden, die 
Mitglieder des Kreisvorstandes nach 
Abs. 2 Satz 2 Nummern 8b) mit 8f) 
und je ein*e Vertreter*in der im Kreis-
verband bestehenden Arbeitsgemein-
schaften angehören. Zur Sicherstellung 
der Quotierung kann der Kreisvorstand 
weitere Mitglieder in das Kuratorium 
berufen. Im Oktober jeden Jahres mit 
gerader Jahreszahl gibt das Kuratorium 
seine Entscheidung zur Verleihung der 
August- Bebel-Uhr bekannt. Der Kreis-
vorstand kann diese Entscheidung mit 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mit-
glieder aufheben.“
5.	 §11 Abs. I erhält folgende Fas-
sung: „Der oder die Vorsitzende bzw. 
die Vorsitzenden, die stellvertretenden 
Vorsitzenden und die Referentinnen 
und Referenten für Organisation, für 
Schriftführung, Dokumentation und 

Beschlusskontrolle, für den Monats-
spiegel, für Öffentlichkeitsarbeit sowie 
für Finanzen bilden den geschäftsfüh-
renden Vorstand.“
6.	 An §15 wird angefügt: „(…) 
15.07.2021 mit sofortiger Wirkung.“

Begr�ndung
Der Kreisvorstand hat diskutiert, für den 
Kreisverband analog zu Bundes- und 
Landesverband eine Doppelspitze zu 
ermöglichen. Diese Entscheidung soll 
bei der Wahl-Mitgliederversammlung 
liegen, es soll alternativ auch weiterhin 
eine Einzelspitze möglich sein. Dabei 
ist zu beachten, dass in dem Fall, dass 
es sowohl Bewerber*innen für eine Ein-
zelspitze als auch für eine Doppelspitze 
gibt, die Entscheidung über Einzel- oder 
Doppelspitze bereits einen Teil der Wahl 
vorwegnimmt (siehe die Situation auf 
dem letzten Landesparteitag). Deshalb 
soll in diesem Fall auch die Abstimmung 
über Einzel- oder Doppelspitze nach den 

Das sozialdemokratische Urgestein  aus 
der Buckenhofer Siedlung   
Andreas Hahn - genannt „Reser“ - wur-
de am 4. August 1926 in Erlangen in der 
Ringstraße 28 geboren. Er entstammt 
einer Siedlerfamilie, die bereits zu Be-
ginn der 30er Jahre in der Buckenhofer 
Siedlung ein Eigenheim errichtete. Nach 
dem Besuch der Volksschule von 1933 
bis 1941 war Andreas Hahn ab 1.4.1941 
Lehrling bei den Siemens Reiniger Wer-
ken, wo er auch seine Gesellenprüfung 
ablegte. Der Vater, Werkzeugdreher bei 
den Siemens Reiniger Werken, hatte, 
wie der Sohn erzählt, seine Drehbank 
gleich am Haupteingang, und konnte 
„genau sehen, ob ich pünktlich war“.
Nach der Lehre wurde er zum Reichs 
Arbeitsdienst eingezogen und erlebte 
in der Schlußphase  1944/1945 noch die 

Andreas Hahn zum 
95.Geburtstag

Härten des Krieges an der West- und der 
Ostfront. Nachdem er bei Kriegsende 
kurzzeitig in Berlin in russische Gefan-
genschaft geraten war, schaffte er die 
Rückkehr nach Erlangen, wo er nach 
kurzer Internierung durch die Amerika-
ner auf Vermittlung seines Vaters bei 
den Siemens-Reiniger Werken als Be-
triebsschlosser anfangen konnte. Ne-
ben seiner Tätigkeit bei verschiedenen 
Arbeitgebern besuchte er die Berufso-
berschule in Erlangen und legte dort im 
Jahr 1953 die Meisterprüfung ab. Nach 
weiteren beruflichen Zwischenstati-
onen arbeitete er seit 1969 als Industrie-
meister in der Arbeitsvorbereitung bei 
der Firma Gossen. In dieser Eigenschaft 
war er Mitglied im Bayerischen Indus-
triemeisterverband und im Verband der 
Techniker und Industriemeister in der 
IG Metall. Er blieb dem bedeutenden 
Erlanger Unternehmen Gossen bis zu 
seiner Pensionierung 1986 , insgesamt 
17 Jahre, treu und bedauerte es zutiefst, 
als das Unternehmen 1992 den Stand-
ort Erlangen aufgab. 

Von Dietmar Hahlweg
Altoberbürgermeister

Vorgaben der Wahlordnung erfolgen. 
Gibt es nur Bewerber*innen für eine 
Einzel- oder eine Doppelspitze ist dieses 
aufwändige Vorgehen nicht nötig, es 
reicht eine einfache Abstimmung.
Ziffer 1 der Änderungen regelt die Ein-
führung einer Doppelspitze und das be-
schriebene Vorgehen bei der Entschei-
dung über Einzel- oder Doppelspitze. 
Ziffer 2 passt die Quotierungsvorgaben 
für den Kreisvorstand für die Möglich-
keit einer Doppelspitze an. Ziffer 3 re-
gelt, die Vertretungsbefugnisse der 
Vorsitzenden. Die Ziffern 4 und 5 regeln, 
dass dem Gremium zur Verleihung der 
August-Bebel-Uhr (Ziffer 4) und dem ge-
schäftsführenden Vorstand (Ziffer 5) im 
Falle einer Doppelspitze jeweils bei Vor-
sitzende angehören. Ziffer 6 regelt, dass 
die Änderungen mit dem Beschluss der 
JHV am 15.07.2021 in Kraft treten und 
damit unmittelbar eine Doppelspitze 
gewählt werden könnte.
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Der SPD trat Andreas Hahn kurz nach 
dem 2. Weltkrieg im 
Jahr 1946 bei und war 
dann über lange Jahre 
überall da präsent und 
aktiv, wo seine zupa-
ckende Art und seine 
Sachkenntnis gefragt 
waren. 2011 ehrte ihn 
die Erlanger SPD für 65 
Jahre vorbildlich aktive 
Mitgliedschaft. 
Neben seinem Beruf 
und der aktiven Mit-
gliedschaft in der SPD 
und in der IG Metall ge-
hörten sein Herz und 
seine große Tatkraft 
von jungen Jahren an 
der Siedlervereinigung 
Erlangen Buckenhof. 
Mitglied seit 1960, 
war er lange Zeit als 
Kassenrevisor tätig. 
1976 wurde er zum 1. 
Vorsitzenden gewählt, 
eine Funktion, in die 
er immer wieder mit großer Mehrheit 

hofer Siedlung. Mehrere Jahre wirkte 
er zudem im Bezirksvorstand des Baye-
rischen Siedlerbundes im Regierungs-
bezirk Mittelfranken mit. Für all dieses 
erfolgreiche Wirken konnte Andreas 
Hahn zahlreiche  Auszeichnungen und 
Ehrungen entgegennehmen, so 1985 
eine Anerkennungsurkunde im Wettbe-
werb der besten Kleinsiedlungen, 1987 
den Ehrenbrief der Stadt Erlangen auf 
dem Gebiet des Umweltschutzes und 
1991 das große goldene Ehrenabzeichen 
des bayerischen Siedlerbundes.
Lieber Andreas Hahn, lieber Reser, zu-
sammen mit den Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern der Buckenhofer Siedlung 
gratuliert Dir die Erlanger SPD sehr 
herzlich zu Deinem 95. Geburtstag. Wir 
sind stolz darauf, dass Du seit nunmehr 
75 Jahren unserer Partei als treues und 
aktives Mitglied angehörst und danken 
Dir für Deinen jahrzehntelangen enga-
gierten und erfolgreichen Einsatz zum 
Wohle Deiner Mitbürger und unserer 
gemeinsamen politischen Ziele. Für das 
neue Lebensjahr wünschen wir Dir alles 
Gute, vor allem natürlich möglichst sta-
bile Gesundheit.

wiedergewählt wurde und die er insge-
samt 25 Jahre 
inne hatte. In 
dieser Zeit bau-
ten er und sein 
Vorstand den 
von Dr. Peter 
von Siemens 
einst initiier-
ten biologisch-
o r g a n i s c h e n 
Obst- und 
G e m ü s e b a u 
weiter aus, 
führten Vor-
t r a g s a b e n d e 
und Informati-
onsabende zur 
Weiterbildung, 
besonders in 
Umweltfragen, 
durch und ar-
beiteten en-
gagiert und 
erfolgreich an 
der weiteren 
Begrünung und 

Verschönerung des Stadtteils Bucken-
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Vorstellungen
Lisa Kaufmann
Liebe Genossinnen und Genossen,
Auf der kommenden Jahreshauptver-
sammlung der Erlanger SPD werde ich 
als stellvertretende Co-Kreisvorsitzende 
kandidieren. Geboren und aufgewach-
sen bin ich in Erlangen, der SPD trat ich 

2010 in München bei (aus Frustration 
über den bayerischen Ist-Zustand und 
um Christian Ude im Landtagswahl-
kampf 2013 zu unterstützen). Im Jahr 
2016 bin ich mit meinem Mann und 
unseren zwei Kindern nach Erlangen zu-

Wahlvorschl�ge f�r den Kreisvorstand
rückgekehrt.
Anfang 2019, nachdem ich mich im Be-
reich „Neue Arbeitswelten“ beruflich 
etabliert hatte, schloss ich mich dem Er-
langer Radentscheid an - aus der Über-
zeugung heraus, dass sich erfolgreiche 
Veränderungen nur gemeinsam mit den 
Bürger:innen erreichen lassen. Auch im 
SPD-Distrikt Innenstadt wie auch bei 
den Jusos* wurde ich zu dieser Zeit hei-
misch. Seitdem habe ich mich innerpar-
teilich in mehreren Ämtern (Vorstands-
mitglied der Digitalen Gesellschaft der 
SPD Mittelfranken, AsF-Unterbezirks-
vorstand, stv. Distriktsvorsitzende In-
nenstadt) sowie in einer ehrenvollen 
Kandidatur auf der Stadtratsliste 2020 
beweisen dürfen. 
Der Kommunalwahlkampf mit Euch hat 
mir großen Spaß gemacht. Sehr deut-
lich hat sich dabei für mich gezeigt, wie 
wichtig der veränderte Medienkonsum 
der Menschen und somit auch unsere 
politische Arbeit gerade in den sozialen 
Medien ist. Unsere Themen sind nicht 
selten komplex, aber politische Infor-
mationen sind nur schwer in kurzen, 
einfachen Sätzen aufzubereiten. 
So wie die Medienlandschaft sich verän-
dert und digitalisiert, so wandeln sich 
auch die Arbeitswelten: Automatisie-
rung und Digitalisierung treffen nicht 
nur alteingesessene Industrien, son-
dern auch uns als SPD. Munib Agha be-
handelt in seinem Beitrag zum „Green 
New Deal“ (im November-Monatsspie-
gel 2020), in dem er den AK Sozialöko-
logische Transformation ins Leben ruft, 
einen Anspruch der SPD, der auch mir 
besonders am Herzen liegt: Zugleich 
als die Partei aller Menschen und als die 
Partei des Umweltschutzes wahrnehm-
bar zu sein bzw. wieder wahrnehmbarer 
zu werden. 
Sandra Radue sagt in ihrer äußerst über-
zeugenden Bewerbung um den Vorsitz: 
„Das Vertrauen in die Demokratie und 
den politischen Diskurs zurückzugewin-
nen – das wird wohl die schwierigste 
Aufgabe unserer Partei in Zukunft sein.“ 
Dieses Ziel möchte ich unterstreichen 
und uns alle ermuntern, dafür zu kämp-
fen: Denn wir alle sind in unserem Alltag 
unmittelbare Multiplikatoren unserer 
überzeugten Haltung im Kampf gegen 
Hass und Ungerechtigkeit. 
Ich bin auf jeden Fall mit Herzblut da-
bei und bitte Euch um Eure Stimme für 

mich als Co-Stellvertreterin. 
Freundschaft!
*(zwei weitere Jahre sind mir dort noch 
vergönnt)

Philipp Dees
Liebe Genossinnen und Genossen,
in den letzten sieben Jahren aktiver 
Verantwortung in der Erlanger Kommu-
nalpolitik ist es uns gelungen, Erlangen 
sozialer, ökologischer und lebenswerter 
zu machen. Und damit haben wir es 
letztes Jahr geschafft, uns mit harter Ar-
beit im Wahlkampf auch über die Kom-
munalwahl 2020 hinaus als führende 
Kraft in der Erlanger Kommunalpolitik 
zu behaupten – trotz Verlusten bei der 
Stadtratswahl. Mit Florian Janik stellen 
wir einen Oberbürgermeister, der un-
sere Stadt mit viel Kraft gestaltet und 
führt, und unsere nun elfköpfige Frak-
tion gestaltet diese Politik sehr aktiv 
mit. Damit gelingt es uns, weiter vor-
anzukommen unter anderem bei mehr 
sozialer Gerechtigkeit und Teilhabe in 
unserer Stadt, bei mehr Beteiligung der 
Bürger*innen und vor allem auch mit 
dem Kampf gegen den Klimawandel.
Ich bin aber überzeugt: Sozialdemokra-
tische Politik in unserer Stadt zu ent-
werfen und erfolgreich umzusetzen, 
können nicht nur Oberbürgermeister 

und Fraktion leisten. Dafür braucht 
es die Partei: Denn dort sind über 500 
Mitglieder mit ihren Ideen. Dort ist der 
Raum, auch außerhalb des politischen 
Tagesgeschäfts und seiner Zwänge 
politische Visionen zu entwickeln, die 
in die Zukunft tragen. Dort ist die Ver-
knüpfung der Kommunalpolitik mit 
der Landes-, Bundes- und Europapoli-
tik und die Möglichkeit, über Anträge, 
Initiativen und Debattenbeiträge auch 
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Erlanger SPD diskutiert mit MdB Marti-
na Stamm-Fibich und Gewerkschafterin 
Veronika Bohrn Mena 
Unter dem Titel „Leistungsklasse“ lud 
der SPD-Kreisverband Erlangen zu einer 
öffentlichen Online-Diskussionsveran-
staltung mit der österreichischen Ge-
werkschafterin und Autorin Veronika 
Bohrn Mena und MdB Martina Stamm-
Fibich. Die Moderation übernahm 
Stadtrat Munib Agha. Er eröffnet die 
Veranstaltung mit ein paar einleiten-
den Worten zur Referentin und weist 
dabei auf ihr neues Buch zum Lieferket-
tengesetz hin, das sich derzeit in Arbeit 

„Leistungsklasse – Wie Frauen uns 
unbedankt und unerkannt durch alle 
Krisen tragen“
Erlanger SPD diskutiert mit MdB Martina Stamm-Fibich und Gewerkschafterin 
Veronika Bohrn Mena

befindet und voraussichtlich im Herbst 
erscheinen wird. 
Martina Stamm-Fibich erläutert, dass 
sie sich als IG-Metallerin selbst in dem 
Buch wiedergefunden hat, zumal sie als 
alleinerziehende Mutter bei Siemens 
beschäftigt war und die damit verbun-
denen Schwierigkeiten selbst erlebte. 
Aus ihrer Sicht sind die aktuellen Miss-
stände bezüglich Gleichstellung vor 
allem darin begründet, dass die Care-Ar-
beit zu Hause überwiegend von Frauen 
erbracht wird. Hier müssten Männer 
stärker einbezogen und entsprechende 
Vorurteile überwunden werden.   
Veronika Bohrn Mena möchte durch 
ihre Bücher den Menschen eine Stimme 
geben, die sonst nicht gehört werden. 
Nachdem sich ihr erstes Buch prekär Be-
schäftigten im Allgemeinen widmete, 
liegt der Fokus in ihrem zweiten Buch 

„Leistungsklasse – Wie Frauen uns un-
bedankt und unerkannt durch alle Kri-
sen tragen“ auf der speziellen Situation 
von Frauen. Sie bezieht sich dabei vor 
allem auf die Situation in Österreich, 
allerdings gibt es in Deutschland eini-
ge Parallelen. Das Grundproblem liegt 
ihrer Meinung nach in der ungleichen 
Verteilung von bezahlter und unbezahl-
ter Arbeit zu Ungunsten von Frauen, 
was dazu führt, dass Männer teilweise 
zu Hause „wie im Hotel“ leben. Die dop-
pelte Belastung durch Beruf und Care-
Arbeit lässt Frauen weniger Zeit für an-
dere Dinge wie Hobbies oder politisches 
und ehrenamtliches Engagement. Das 
derzeit praktizierte Familienmodell so-
wie die Arbeitswelt mit Acht-Stunden-
Tagen oder häufig auch mehr stammen 
aus einer Zeit, in der vor allem Männer 
arbeiten gingen. Da die letzte Zeitver-

Von Katrin Hurle und 
Munib Agha

auf diesen Ebenen Politik zu beeinflus-
sen. Und gleichzeitig sind die über 500 
Genoss*innen auch diejenigen, die es 
uns überhaupt erst ermöglichen, unse-
re Politik zu den Menschen zu tragen, 
Kampagnen zu gestalten und damit 
Mehrheiten für unsere Politik zu gewin-
nen.
Deshalb möchte auch ich meine Arbeit 
nicht auf die Fraktion beschränken, 
sondern auch die Partei mitgestalten. 
Mit einem neuen Vorstandsteam und 
der künftigen Doppelspitze möchte ich 
als stellvertretender Kreisvorsitzender 
unsere Partei weiterentwickeln: Mehr 
Raum für Debatten über politische 
Themen. Mehr Möglichkeiten auch für 

Genoss*innen, die beruflich oder pri-
vat stark gebunden sind, sich in unsere 
Meinungsbildung einzubringen. Aber 
auch: Eine aktivere Partei, die nicht nur 
intern diskutiert, sondern auch nach 
außen geht: In die Diskussion mit den 
Bürger*innen und mit Verbänden und 
Organisationen, aber auch mit Kampa-
gnen, die Themen setzen und sozialde-
mokratische Politik nach außen tragen. 
Dafür müssen – und wollen – wir unse-
re Strukturen und unsere Arbeitsweise 
überdenken und einiges neu gestalten 
– aber auch Bewährtes behalten.
Außerdem möchte ich als Mitglied von 
Landesvorstand und Präsidium und als 
stellvertretender Bezirksvorsitzender 

weiterhin das, was wir hier im Kreis-
verband diskutieren, in die Debatten 
unserer Partei einbringen – und um-
gekehrt die Debatten aus Bundes- und 
Landespartei und aus dem Bezirk in 
unseren Kreisverband. Auch für diese 
Verknüpfung der politischen Ebenen 
möchte ich aktives Mitglied unseres 
Vorstandsteams bleiben.
Ich freue mich darauf, mit euch 
gemeinsam die Zukunft unserer 
Partei zu gestalten. Dafür bitte 
ich euch um eure Stimme auf 
unserer Jahreshauptversammlung. 
Freundschaft!
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wendungsstudie in Österreich schon 
über zehn Jahre alt ist, gibt es keine ak-
tuellen Daten, wie viel unbezahlte Ar-
beit Frauen derzeit tatsächlich leisten.  
Während Veronika Bohrn Mena für 
ihr Buch mit mehreren Frauen im Aus-
tausch war, kam der Lockdown, ver-
bunden mit Schulschließungen sowie 
der Abreise von 24 h – Pflegekräften 
aus dem Ausland. Die österreichische 
Regierung erachtete es dabei als selbst-
verständlich, dass sich die Frauen neben 
ihrer Erwerbsarbeit dann schon irgend-
wie um ihre Kinder und ggf. pflege-
bedürftigen Eltern kümmern würden. 
Mögliche Unterstützungsangebote 
waren kein Thema für die Regierung. 
Das Ganze wurde dadurch verschärft, 
dass Frauen in vielen systemrelevanten 
Jobs (Gesundheitssektor, Lebensmittel, 
Drogerie, Apotheken, Reinigung, Ad-
ministration im Hintergrund in der kri-
tischen Infrastruktur) überrepräsentiert 
sind. Gerade diese sind in der Pandemie 
von Überstunden und Urlaubssperren 
betroffen. 
Maßnahmen zur Abfederung der Pan-
demiefolgen, wie das Kurzarbeits-
modell, kamen vor allem unbefristet 
Angestellten zugute. Zudem wird in 
Österreich zwischen Arbeiter*innen 
und Angestellten unterschieden: Erste-
re haben eine Kündigungsfrist von nur 
14 Tagen, letztere von drei Monaten, so 
dass Arbeiter*innen eher ihren Job ver-
lieren. Für „Minijobber*innen“ gab es 
gar keine Absicherung. Da Frauen häu-
figer atypisch beschäftigt sind, handelte 
es sich in Folge bei 85 % derjenigen, die 
während der Pandemie ihren Job verlo-
ren haben, um Frauen. Es gab zwar ei-
nen Familienhärtefallfonds, dieser war 
aber schlecht organisiert: Er griff nur 
bei vollständigem Jobverlust, nicht bei 
Arbeitszeitreduzierung. Die Kinder wa-
ren innerhalb eines Jahres neun Monate 
zu Hause, ohne dass es dafür finanzielle 
Entschädigung für Eltern gegeben hät-
te. 
Als Konsequenz arbeiteten Frauen teil-
weise rund um die Uhr, um Home Office, 
Homeschooling, Haushalt und Pflege 
irgendwie unter einen Hut zu bringen. 
Aufgrund der langen Dauer des Lock-
downs kamen dabei viele weit über die 
Grenzen ihrer persönlichen Belastbar-
keit. Der begrenzte Urlaubsanspruch 
von fünf Wochen führte zudem dazu, 
dass der Urlaub im Sommer oft schon 
aufgebraucht war. Diese Themen ka-
men medial kaum vor, da auch Journa-
listinnen von der Situation betroffen 

waren. Ebenso konnten Wissenschaftle-
rinnen während der Pandemie weniger 
publizieren als ihre männlichen Kolle-
gen. Auch wenn beide Partner*innen 
im Home Office arbeiteten, blieben 2/3 
der Hausarbeit an den Frauen hängen. 
Zudem kam es zu einer Zunahme häus-
licher Gewalt. 
Veronika zieht daraus das Fazit, dass 
eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
unter den derzeitigen Gegebenheiten 
faktisch nicht funktioniert, da Frauen 
dabei letztlich immer zurückstecken. 
Außerdem drückt sich der tatsächliche 
Wert einer Arbeit für die Gesellschaft 
derzeit nicht in der Entlohnung oder 
im Prestige aus: die Pandemie hat dies 
noch einmal verdeutlicht. 
Im Anschluss entwickelt sich eine rege 
Diskussion. Dabei kommt die Frage nach 
einer Notbetreuung analog zu Deutsch-
land auf. Veronika Bohrn Mena erklärt, 
dass es diese zwar gab, aber der Zugang 
mit einigen Hürden verbunden war: Wer 
im Home Office arbeiten konnte, hatte 
gar keinen Anspruch darauf; wer Not-
betreuung in Anspruch nahm, musste 
sich oft dumme Kommentare anhören, 
da die Nutzung der Notbetreuung stig-
matisiert war; die Nutzung beschränkte 
sich außerdem weitgehend auf die Bal-
lungsräume. Insgesamt waren die Maß-
nahmen der Regierung ihrer Meinung 
nach teilweise zumindest in der Theorie 
noch OK, allerdings nicht in der Praxis. 
Auch die Frage einer Arbeitszeitverkür-
zung wird diskutiert, in Anlehnung an 
den Vorschlag der Soziologin Jutta All-
mendinger, dass Eltern nur noch 32 h 
pro Woche arbeiten sollten. Veronika 
Bohrn Mena hält eine Arbeitszeitver-
kürzung grundsätzlich für sehr sinnvoll, 
da derzeit die Arbeitszeit sehr ungleich 
verteilt ist: Während manche sehr viel 
arbeiten, arbeiten gleichzeitig 2/3 der 
Erwerbstätigen zu wenig, um davon 
gut leben zu können. Die Produktivität 
ist seit den 80ern deutlich gestiegen 
und die Effizienzsteigerung macht die 
Arbeit insgesamt anstrengender, da z.B. 
Pausen wegfallen. Außerdem könne 
man ohnehin nur 6 h am Tag wirklich 
produktiv arbeiten, und manche Jobs 
lassen sich nicht 8 h am Tag über eine 
längere Zeit ausführen. Die Corona-Pan-
demie war leider ein herber Rückschlag 
für die Gleichstellung. Eine generelle 
Arbeitszeitverkürzung könnte hier ein 
Ausweg sein.  
Martina Stamm-Fibich legt noch 
ein paar Punkte dar zur Situation in 
Deutschland. So wurden im Rahmen 

der Pandemie von staatlicher Seite die 
Kinderkrankentage erhöht sowie das 
Kindergeld aufgestockt. Zudem habe 
die Notbetreuung oft gut funktioniert. 
Allerdings war die Situation trotzdem 
für viele Familien sehr belastend, und 
auch die Zunahme häuslicher Gewalt 
war ein erhebliches Problem. Was ist 
also aus ihrer Sicht zu tun? Erster Schritt 
wäre eine 35 h – Woche. Außerdem 
müsse man gesellschaftlich erreichen, 
dass sich pflegende Männer nicht mehr 
rechtfertigen müssen. 
Veronika Bohrn Mena erläutert, dass in 
einigen Branchen das Lohnniveau sank, 
sobald dort mehr Frauen beschäftigt wa-
ren. Durch eine Anhebung des Lohnni-
veaus könnten vermutlich wieder mehr 
Männer gewonnen werden. Zudem 
gebe es noch eine vergleichsweise ge-
sunde Lohnentwicklung bei langfristig 
Beschäftigten, während atypisch Be-
schäftigte einen Verlust an Reallöhnen 
erlitten. Diese Spreizung müsse verrin-
gert werden, so dass dann insbesondere 
untere Löhne angehoben werden. Nötig 
ist ein Schulterschluss von Parteien, Ge-
werkschaften und Beschäftigten, um 
Verbesserungen zu erreichen. Sie er-
hofft sich ein „Mobilisierungspotential 
durch Wut“.
Da 85 % der Pflegeleistung derzeit fami-
liär erbracht wird, meist durch Frauen, 
könnte eine stärkere Professionalisie-
rung bzw. eine Bezahlung für die Pflege 
von Angehörigen sinnvoll sein, um das 
Ungleichgewicht der Verteilung von 
bezahlter und unbezahlter Arbeit abzu-
mildern. Außerdem sind Kita-Plätze 
teilweise immer noch knapp. Hier muss 
massiv Geld in die Hand genommen 
werden. Gerade jetzt in der Krise ist es 
wichtig zu investieren. 
Die Pflege muss zudem auf andere Füße 
gestellt werden, insbesondere da das 
Geld im Pflegevorsorgefonds aktuell 
fehlt. Möglich wäre eine Bürgerversi-
cherung in der Pflege, die relativ einfach 
umzusetzen wäre. Zudem würde die 
Stigmatisierung von pflegebedingten 
Auszeiten im Beruf geringer werden, 
wenn es viele machen und Pausen im 
Beruf dadurch „normaler“ werden. Dies 
könnte dadurch erreicht werden, dass 
es z.B. auch ein Recht auf Bildungspau-
sen gibt: Dies wäre sowieso sehr sinn-
voll, da Weiterbildung im Beruf immer 
wichtiger wird. Eine derartige Flexibi-
lisierung im Sinne der Beschäftigten 
könnte einen Beitrag zur Überwindung 
der bestehenden Geschlechterunge-
rechtigkeiten leisten.  
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Liebe Genossinnen und Genossen, im 
Folgenden drucken wir euch einen Aus-
zug aus Gabriela Heinrichs Redebeitrag 
anlässlich der Veranstaltung „Fraktion 
vor Ort“ zum Thema Frauenrechte ab. 
Im ausgewählten Abschnitt stellt sie 
dar, dass die Pandemie Frauen besonder 
hart trifft. Im nächsten Monatsspiegel 
folgt der zweite Teil, der sich mit gender-
gerechter Außenpolitik befasst. 

…„Die letzten Monate haben das ganz 
eindrücklich gezeigt. Weltweit trifft die 
Pandemie Frauen besonders hart. Wir 
haben beobachtet, dass sich Ungleich-
heiten, die auch vorher schon bestan-
den haben, weiter verstärkt haben. Zum 
Beispiel für die Arbeitnehmerinnen im 
Globalen Süden. 
Neun von zehn Frauen sind dort im in-
formellen Sektor und damit prekär be-
schäftigt. Für sie gilt: „No work, no pay“ 
– also „keine Arbeit – keine Bezahlung“, 
weil sie weder Kündigungsschutz noch 
Sozialversicherung haben. Besonders 
in der Öffentlichkeit standen letztes 
Jahr große Unternehmen wie H&M, 
Nike oder Primark. Nachdem die Läden 
im ersten Lockdown erst mal schließen 
mussten, haben sie ihre Lohnzahlungen 
in den Produktionsländern gekürzt oder 
sogar eingestellt. Und weil die Hunger-
löhne vor Ort nur von der Hand in den 
Mund reichen, haben die meisten Men-
schen natürlich auch keine Rücklagen. 
Das hat Millionen Näherinnen in 
Bangladesh, Kambodscha oder Vietnam 
von heute auf morgen die Lebensgrund-
lage entzogen. 
Für ein Stück weit mehr Gerechtigkeit 
haben wir übrigens gerade vorgestern 
einen riesigen Schritt nach vorne ge-
macht. Da haben wir nämlich endlich 
das Lieferkettengesetz beschlossen. 
Seit vielen Jahren kämpfen wir in der 
SPD-Bundestagsfraktion schon dafür. 
Es geht kurz gesagt darum, Menschen-
rechte entlang globaler Lieferketten zu 
schützen. Die Verantwortung deutscher 
Unternehmen endet nicht am Werk-
stor. 
Unternehmen haben eine Sorgfalts-

pflicht und müssen Menschenrechte 
achten – auch in ihren Lieferketten. Das 
wird auch die Lage vieler Frauen im Glo-
balen Süden verbessern, zum Beispiel 
auch für die eben genannten Nähe-
rinnen. Sie sind häufig Opfer von Aus-
beutung und Hungerlöhnen. Was im 
schlimmsten Fall 
passieren kann, 
haben wir alle ge-
sehen, als die Tex-
tilfabrik Rana Plaza 
in Bangladesh ein-
gestürzt ist. Diese 
katastrophalen Ar-
beitsbedingungen 
sind durch nichts 
zu rechtfertigen. 
Mit dem Lieferket-
tengesetz können 
wir genau so etwas 
in Zukunft verhin-
dern. Auf dem Ge-
setz werden wir in 
Zukunft aufbauen 
können, auch auf 
EU-Ebene.
Ein anderer wichtiger Punkt ist die Rolle 
von Frauen in der Pflege. Dieser Punkt 
hat mit der Pandemie nochmal eine an-
dere Dimension bekommen. Denn es 
sind die Frauen, die bei der Bekämpfung 
des Virus an erster Front stehen. Welt-
weit sind fast 70 Prozent aller Pflege-
kräfte im Gesundheitssektor Frauen. Sie 
sind damit einem besonders hohen In-
fektionsrisiko ausgesetzt. Und auch die 
unbezahlte Pflege-, Fürsorge- und Haus-
arbeit wird viel zu oft nur von Frauen er-
ledigt – zum Beispiel die Kinderbetreu-
ung oder die Pflege der Eltern. 
In vielen Ländern ist es in den letzten 
Jahren auch üblich geworden, Hausan-
gestellte einzustellen. Das ist zum Bei-
spiel in den Mittel- und Oberschichts-
haushalten in Singapur und Taiwan 
der Fall. Meistens sind die Angestellten 
Frauen, die aus ärmeren Ländern wie 
den Philippinen einwandern. Dieses 
Phänomen nennt sich „care migration“ 
– also „Pflege-Migration“. Diese Um-
verteilung von Pflege- und Sorgearbeit 

zwischen Frauen unterschiedlicher Re-
gionen zementiert Ungleichheiten in-
ternational. 
Besonders bedrückend ist die zuneh-
mende Gewalt gegen Frauen. Aus-
gangssperren, große Enge bei kleinem 
Wohnraum und finanzielle Sorgen – all 

das sind Risikofaktoren, die Frauen in 
gewalttätigen Beziehung zusätzlich ge-
fährden. Erst vor einigen Wochen war ich 
Schirmherrin für ein parlamentarisches 
Frühstück zum Thema. Dort waren uns 
Expertinnen und Experten aus mehr als 
zehn Ländern zugeschaltet. Alle haben 
uns von alarmierenden Entwicklungen 
berichtet. 
Ich möchte Ihnen nur zwei Beispiele 
nennen: In Brasilien hat man einen 
starken Anstieg von Femiziden – also 
Frauenmorden – beobachtet. Alle sie-
ben Stunden wird dort eine Frau umge-
bracht. In Sao Paulo, wo viele Menschen 
auf engem Raum wohnen, hat sich die 
Mordrate an Frauen in den ersten bei-
den Pandemiemonaten sogar fast ver-
doppelt. 
Mein zweites Beispiel ist der Kongo. 
Das Land galt schon vor der Pandemie 
als gefährlichstes Land für Frauen welt-
weit. Ein großes Problem ist dort Gewalt 
in bewaffneten Konflikten. 
2018 wurden im Kongo die meisten Fälle 
von sexualisierter Gewalt weltweit re-

Frauenrechte
Redebeitrag von Gabriela Heinrich, MdB bei der Veranstaltung 
„Fraktion vor Ort“ 

Parteileben
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Ein Jahr Kooperation 
Für ein zukunftsfähiges, nachhaltiges 
und soziales Erlangen: Faire Zusammen-
arbeit, gemeinsame Projekte und Raum 
für Unterschiede
Vor einem Jahr haben SPD und CSU ge-
meinsam mit OB Florian Janik auf der 
Grundlage einer Kooperationsvereinba-
rung eine Mehrheit im Stadtrat gebil-
det, an der sich zu unserem Bedauern 
die Grünen nicht beteiligen wollten. 
Diese konstruktive und sehr faire Zu-
sammenarbeit hat sich aus Sicht der 
SPD seitdem eindeutig bewährt. Schon 
in der Vereinbarung wird deutlich, was 
die Kooperation prägt: Eine große Zahl 
gemeinsamer Schwerpunkte und Ziele, 
klare Absprachen bei Themen, bei de-
nen keine Einigkeit besteht, und Frei-
raum für jeweils eigene Positionen. „Wir 
haben in dieser Vereinbarung wesent-
liche Punkte aus unserem Programm 
verankert: Umfangreiche Maßnahmen 
zum Klimaschutz, den Bau weiterer 
geförderter Wohnungen, Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit und den ErlangenPassPlus, die 
Planungen zur StUB und die Umsetzung 
des Verkehrsentwicklungsplans oder 
die Stärkung der Bürgerbeteiligung und 
der Gleichstellungspolitik“, erklärt SPD-
Fraktionsvorsitzende Barbara Pfister. 

Aktuelles aus dem Rathaus
Meldungen aus der Stadtratsfraktion

„Der erste gemeinsam beschlossene 
Haushalt hat gezeigt, dass die Koopera-
tion trägt. Wir konnten die CSU bei vie-
len Themen von unseren Vorschlägen 
überzeugen. Besonders wichtig war uns 
dabei, dass die CSU ihre zuvor sehr re-
striktive Haltung zum Stellenplan auf-
gegeben hat. Denn ohne ausreichend 
Personal lassen sich unsere Projekte 
nicht umsetzen. In den kommenden 
Jahren werden wir hier aber noch einen 
Schritt weitergehen müssen, insbeson-
dere für den Klima-Aufbruch.“
Große Übereinstimmung konnten SPD 
und CSU auch bei Themen wie dem 
Ganztagsprogramm für Grundschulen, 
den Schulsanierungen, dem Ausbau der 
Kinderbetreuung und der Entwicklung 
von Universität und Klinikum erzielen. 
Auch das von der SPD eingebrachte Kon-
zept „Kultur für Alle“ wird weiter um-
gesetzt, der Ausbau der Bürgerzentren 
fortgesetzt. Mit dem Beschluss zum 
Klima-Aufbruch, für den Ausgaben von 
insgesamt ca. 100 Millionen Euro ver-
einbart wurden, setzen wir die richtigen 
Prioritäten für die kommenden Jahre. 
Große Projekte der Stadtentwicklung 
wie das neue Quartier „Regnitzstadt“ 
auf dem Großparkplatz, das Museums-
carré oder die Neugestaltung des ehe-
maligen Hupfla-Geländes werden wir 

ebenfalls gemeinsam voranbringen.
Auch die Entwicklung der Erlanger In-
nenstadt, die durch die Corona-Krise 
vor noch größeren Herausforderungen 
steht, wollen SPD und CSU gemeinsam 
umsetzen. Hier werden jedoch Unter-
schiede deutlich: „Wir wünschen uns 
eine lebendige Innenstadt mit mehr 
verkehrsberuhigten Bereichen, mehr 
Grün und Aufenthaltsqualität und we-
niger Raum für fahrende und parkende 
Autos“, erklärt SPD-Fraktionsvize Philipp 
Dees.

Ein Interview mit unserem 
Oberb�rgermeister Dr. 
Florian Janik
Was sind f�r dich die wichtigsten aktu-
ellen Herausforderungen?
Auch wenn es angesichts sinkender 
Infektionszahlen zunächst seltsam er-
scheinen mag: Die Corona-Pandemie 
beschäftigt mich doch noch immer sehr 
stark. Mir geht es gerade wie allen Men-
schen. Ich freue mich sehr darüber, dass 
es gelingt, das Virus zurückzudrängen. 
Dass es wieder etwas mehr Alltag gibt: 
Die Kinder können wieder in die Schule, 
man kann sich leichter mit Freundinnen 
und Freunden treffen. Das tut gut. Doch 
für die Verwaltung macht das gerade 
alles sehr viel Arbeit. Denn in fast al-
len Bereichen, wo es Lockerungen gibt, 
müssen Rahmenkonzepte und Auflagen 
beachtet werden. Nicht zuletzt ist und 
bleibt es eine ganz große Herausforde-
rung, die Impfkampagne erfolgreich 
voranzubringen. Im Erlanger Impfzen-
trum arbeitet ein unglaublich enga-
giertes Team aus Ärzten, Kulturamt, 
E-Werk und ASB. Was hier geschafft 
wurde, ist keineswegs selbstverständ-
lich. Trotzdem sind wir noch lange nicht 
am Ziel, so viel Menschen wie möglich 
immunisiert zu haben.
Ver�ndern sich die kommunalpoli-
tischen Ziele in Pandemiezeiten?
Gemeinsam mit der Erlanger SPD bin mit 
dem Ziel 2020 zur Wiederwahl angetre-
ten, dass wir entscheidende Schritte auf 
dem Weg zu einer Stadt für alle machen. 
Gerade in den Zeiten der Pandemie zeigt 
sich: Dieses Thema ist aktueller denn je. 
Die Menschen, deren Berufe normaler-
weise nicht jeden Tag in den Schlagzei-
len stehen, halten unser Land und unse-
re Stadt am Laufen. Ich denke hier an die 
Verkäuferin, den Pfleger, die Mitarbeiter 
der Müllabfuhr und viele andere. Die-
se Menschen brauchen nicht nur war-

gistriert. Seit Beginn der Pandemie sind 
aber auch dort die Fälle sexualisierter 
Gewalt und Massenvergewaltigungen 
nochmal stark angestiegen. Das sind 
furchtbare Ausmaße an Gewalt.
Was die Berichte aus fast allen Weltre-
gionen gemein haben ist die Straflosig-
keit. Oft hängt das mit fehlendem Ver-
trauen in die Behörden und die Polizei 
zusammen. Aus Nepal wurde mir zum 
Beispiel berichtet, dass Anzeigen häufig 
gar nicht erst aufgenommen werden. 
Und noch schlimmer: dass Frauen bei 
der Polizei nicht selten nochmal se-
xualisierte Gewalt oder Bedrohungen 

fürchten müssen. Oft ist aber auch die 
Rechtslage das Problem. Zum Beispiel in 
Russland: Dort gilt Gewalt gegen Fami-
lienmitglieder nur als Ordnungswidrig-
keit. Dem Täter drohen dabei nur umge-
rechnet 85 bis 470 Euro Strafe. Häusliche 
Gewalt wird damit als „normal“ erklärt 
und unsichtbar gemacht.
All das sind die Herausforderungen, mit 
denen Frauen überall auf der Welt täg-
lich konfrontiert sind. Dagegen gilt es 
also anzukämpfen. Dafür arbeite auch 
ich als Menschenrechts- und Entwick-
lungspolitikerin. 

aus dem Rathaus
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Stadtratsfraktion: Information und Austausch 
Weiterhin bieten wir euch ein digitales Fraktionsgespräch an. Der nächste 
Termin wird der 28.06.2021 sein. Wir treffen uns 17 - 18 Uhr online. Bitte meldet 
euch dafür bis zum 28.06., 12 Uhr bei Katja im Fraktionsbüro an, um den 
Zugangslink zu erhalten. 

Außerdem ermöglichen wir auch wieder den Genossinnen und Genossen des 
Kreisverbands eine Teilnahme an unseren Fraktionssitzungen (mit Ausnahme 
nicht-öffentlicher Punkte). Die Sitzungen finden (außerhalb der Schulferien) 
in der Regel jeden Montag um 19:00 bzw. 19:30 statt. Ab Juli treffen wir uns 
voraussichtlich wieder in Präsenz, vorerst in der Schuhstraße 40! 

Wenn ihr an einer Sitzung teilnehmen möchtet, ist eine Anmeldung bis 
jeweils montags, 12 Uhr im Fraktionsbüro bei Katja möglich. Ihr erhaltet dann 
die Tagesordnung. Wenn ihr vorab Punkte habt, die ihr gerne ansprechen 
möchtet, dann meldet sie bitte mit eurer Anmeldung an, damit wir sie in der 
Tagesordnung berücksichtigen können.

Barbara Pfister 			   Katja Rabold-Knitter
Fraktionsvorsitzende 		  Geschäftsführerin 
barbara.pfister@fen-net.de 	 spd.fraktion@stadt.erlangen.de 
Tel. 502481

gering ausfallen.
Unter der Brücke soll ein zentraler Rad-
weg durch den Wiesengrund geführt 
werden. Damit wird ein weiteres Ver-
kehrsproblem im Wiesengrund ange-
gangen: Die bestehenden Radwege zwi-
schen Alterlangen und der Innenstadt 
sind für die gemeinsame Nutzung von 

Radfahrer*innen und Fußgänger*innen 
zu eng, was – vor allem bei gutem Wet-
ter, mit vielen Spaziergänger*innen 
– immer wieder zu Konflikten führt. Ein 
breiter Radweg unter der Brücke verbes-
sert die Situation für die Radler*innen 
und macht auch das Radfahren in Erlan-
gen noch attraktiver.
Natürlich gilt: Ein Eingriff in den Natur-
raum Wiesengrund bleibt die Brücke 
trotzdem. Deshalb wird es bei der wei-
teren Planung auch darum gehen, den 
Eingriff weiter zu minimieren und mög-
lichst viele naturverträgliche Lösungen 
zu finden, zum Beispiel beim Beleuch-
tungskonzept des Radwegs. Aber mit 
dem jetzt vorliegenden Brückenentwurf 
sind viele der Anforderungen erfüllt und 
eine gute Lösung gefunden.
Die Entwürfe für die Wöhrmühlbrücke 
können Sie beim Zweckverband Stadt-
Umland-Bahn online einsehen, wo Sie 
auch weitere Informationen zur StUB 
finden. 

Und klar bleibt auch: Als Stadt können 
wir nur einen Beitrag leisten, entschei-
dend sind aber die Weichenstellungen 
auf Bundes- und europäischer Ebene. 
Ich denke, die SPD setzt hier im Bun-
destagswahlkampf sehr gute Schwer-
punkte, damit diese Themen endlich 
mehr Gewicht bekommen.

�berzeugendes Konzept 
zur „W�hrm�hlbr�cke“
Auch bei der SPD-Stadtratsfraktion 
stößt der vorgestellte Entwurf zur 
„Wöhrmühlbrücke“ für die Stadt-Um-
land-Bahn auf große Zustimmung: „Den 
Architekt*innen ist es gelungen, eine 
Brücke zu entwerfen, die so wenig wie 
möglich in den Naturraum Wiesengrund 
eingreift“, erläutert SPD-Umwelt- und 
Verkehrssprecher Andreas Richter: „Die 
Brücke wird nur so breit, wie es für die 
Nutzung – neben der StUB sollen auch 
Busse, Feuerwehr und Rettungsdienste 
über die Brücke fahren – unbedingt nö-
tig ist, auch die Zahl der Pfeiler wird auf 
das notwendige Minimum beschränkt.“ 
Ausgeführt wird die Brücke als vollin-
tegrales Bauwerk aus Beton und Stahl. 
Damit und mit vorgefertigten Teilen 
kann der Eingriff in den Wiesengrund 
während des Baus minimiert werden, 
und auch der Bauunterhalt wird so nach 
den Ausführungen der Architekt*innen 

men Applaus. Sie müssen zum Beispiel 
Möglichkeiten haben, in unserer Stadt 
gut und preiswert zu leben. Deshalb 
bleibt bezahlbarer Wohnraum ein ganz 
wichtiges Thema. Wir sehen aber auch, 
dass diejenigen abgehängt werden, die 
es ohnehin schon schwer haben. Ja, 
es ist schon in den letzten Jahren viel 
passiert in Erlangen, etwa was Kinder-
betreuung und Beratungsangebote für 
Familien angeht. Aber wir müssen jetzt 
glaube ich noch einmal viel stärker da-
rauf achten, welche Auswirkungen die 
Pandemie für Menschen in schwierigen 
Lebenslagen hatte. Hier gilt es gegen-
zusteuern, damit unsere Gesellschaft 
nicht noch weiter auseinanderfällt. Das 
alles können wir aber nur leisten, wenn 
Erlangen weiterhin ein prosperierender 
Wirtschafts- und Wissenschaftsstand-
ort ist. Bislang haben wir Glück, dass wir 
- was Steuereinnahmen angeht - wohl 
mit einem blauen Auge davonkommen. 
Wir dürfen aber nicht die Augen davor 
verschließen, dass die Pandemie den 
Mittelstand hart getroffen hat. Hier 
helfen wir, wo wir können, z.B. mit dem 
jetzt wieder aufgelegten Einkaufsgut-
schein. Und das Thema Digitalisierung 
der Verwaltung und der gesamten Stadt 
hat durch Corona auch nochmal ei-
nen Schub bekommen, den ich nutzen 
möchte.
Ist also die Pandemie das bestimmende 
Thema der Arbeit in Deiner zweiten 
Amtsperiode?
Die Pandemie macht deutlich, wie 
dringlich die Themen sind, die wir an-
gehen müssen, wenn wir eine Stadt 
für alle wollen. Mindestens ebenso 
wichtig ist aber das Thema Klimawan-
del. In der Pandemie haben wir einen 
Vorgeschmack darauf bekommen, wie 
einschneidend ein Staat in einer tief-
greifenden Krise reagieren muss und 
wie stark die Eingriffe in die Freiheiten 
sind. Das Corona-Viurs lässt sich, wie es 
aussieht, mit der Impfung zähmen. Mit 
dem Klimawandel schlittern wir in eine 
Krise, deren Schäden sich nicht beheben 
lassen. Mit dem Klimaaufbruch wollen 
wir als Kommune gegensteuern. Unser 
Ziel ist es, dass Erlangen vor 2030 kli-
maneutral ist. Wir gehen ganz konkrete 
Schritte: Mit einem kostenlosen Nah-
verkehr in der Innenstadt, mit der klima-
freundlichen Umgestaltung von Plätzen 
wie dem Zollhausplatz, mit der Stär-
kung des Radverkehrs und der Planung 
der Stadt-Umland-Bahn. Ganz wichtig 
ist es aber, dass wir auch ein Umden-
ken in der Stadtgesellschaft erreichen. 

aus dem Rathaus
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Liebe Genossinnen und Genossen,

nach beinahe 18 Monaten Corona, Lockdown, vielen Veranstaltungen im 
Digitalen und kaum Begegnungen ist es Zeit, dass wir uns mal wieder „in echt“ 
sehen! Wir wollen am ersten Ferientag, am 

Freitag, den 30. Juli ab 18.00 Uhr 
auf der Wiese hinter dem Naturfreundehaus

zusammenkommen, grillen und miteinander ins Gespräch kommen.

Zu Beginn wollen wir offiziell unsere Genossinnen und Genossen aus der 
Fraktion verabschieden, die im letzten Jahr den Stadtrat verlassen haben. 
Danach gibt es keine feste Tagesordnung, sondern „nur“ ein Zusammensein 
mit Gleichgesinnten. Für Bratwürste und Getränke ist gesorgt. Wer will, bringt 
einen Salat oder einen Nachtisch mit. 
Damit wir planen können, melde dich bitte im Büro (buero@spd-erlangen.de) 
an.

Wir freuen uns auf Euch!

Sandra und Philipp für den Kreisverband		  Barbara und Munib für die Fraktion

Neuartiges Kunstprojekt 
f�r B�chenbach-Nord
Gemeinsam mit Bürger*innen - Um-
setzung von SPD-Antrag macht Kultur 
erlebbar
Das neue Projekt für ein Kunstwerk im 
öffentlichen Raum, das die SPD für den 
Haushalt 2021 beantragt hat, entspricht 
dem Ziel, Kultur für Alle im gesamten 
Stadtgebiet zugänglich zu machen. Im 
Stadtteil Büchenbach-Nord soll dieses 
von einer Künstlerin / einem Künstler, 
gemeinsam mit den Menschen, die dort 
leben, entwickelt werden. Für die Um-
setzung haben wir 100.000 Euro bean-
tragt und nun hat die Verwaltung dafür 
ein Konzept vorgelegt.
Die Auswahl des*der Künstler*innen 
wird in einem Wettbewerb erfol-
gen. Künstler*innen verschiedenster 
Formen können sich daran beteili-
gen: Maler*innen, Bildhauer*innen, 
Medienkünstler*innen u. a.
Von April bis September 2022 wird das 
Beteiligungsprojekt als ein Artist-in-
Residence-Projekt, zusammen mit den 
Büchenbacher*innen, gestaltet werden. 
„Wir freuen uns über diese neue Form 
der Bürgerbeteiligung, durch die in Er-
langen ein kulturelles Projekt entsteht, 
das es in dieser Art in unserer Stadt noch 
nie gegeben hat“, erklärt SPD-Fraktions-
vorsitzende Barbara Pfister.
Der*die ausgewählte Künstler*in wird 
für 4 Monate in Büchenbach Nord in ei-
ner Wohnung wohnen und hat somit die 
Möglichkeit, sich direkt vor Ort von dem 
Stadtteil und seinen Menschen ein Bild 
zu machen. So kann sie*er durch einen 
engen Austausch mit den Bürger*innen 
deren Wünsche, Träume, Ziele, Ängste 
und Sorgen ergründen und somit eine 
gelebte Partizipation entstehen lassen.
„Wir begrüßen diesen hervorragenden 
Ansatz zur Umsetzung unseres Antrags 
und sind gespannt auf den Ablauf und 
die Ergebnisse des Projekts“, erklärt 
SPD-Kultursprecherin Valeria Fischer. 
Kunst im öffentlichen Raum bzw. in den 
Stadtteilen soll auch die Kommunikati-
on der Menschen über Kunst innerhalb 
der Stadtteile fördern, aber sie wertet 
Quartiere auch auf und macht das Um-
feld interessanter, so dass Stadtteil für 
die Bürger*innen an Attraktivität ge-
winnen.“

St�dtebauliches 	
E n t w i c k l u n g s k o n z e p t 
f�r B�chenbach-Nord be-
schlossen
Im Mai hat der Stadtrat das städte-
bauliche Entwicklungskonzept für Bü-
chenbach-Nord beschlossen. Dieses ist 
Voraussetzung für die Aufnahme des 
Gebiets in das Förderprogramm „Sozi-
aler Zusammenhalt“.
Im städtebaulichen Entwicklungskon-
zept werden zahlreiche Maßnahmen 
vorgeschlagen, um die soziale Situation 
in Büchenbach-Nord zu verbessern; ei-
nige davon werden bereits angegangen. 
So werden in einem Neubau der Gewo-
bau an der südlichen Odenwaldallee 
zahlreiche neue soziale Einrichtungen 
entstehen; in der Folge soll der Park-
platz zwischen dem Neubau der Ge-
wobau, dem Einkaufszentrum und den 
beiden Kirchen neu gestaltet werden, 
ebenso die Büchenbacher Anlage. Dazu 
sollte bereits ein Workshop mit den 
Bürger*innen vor Ort stattfinden, der 
aber Corona-bedingt ausfallen musste 

und in Kürze nachgeholt werden soll. 
Daneben wird im Entwicklungskon-
zept unter anderem vorgeschlagen, die 
Straße Am Europakanal umzugestalten 
und damit Grünflächen zu gewinnen 
und die Kanalufer stärker als Naherho-
lungsgebiet zu nutzen. Ein weiterer gro-
ßer Baustein ist eine Umgestaltung des 
Schulgeländes der Mönauschule.
„Es ist gut, dass jetzt in Büchenbach-
Nord richtig was angepackt wird“, 
kommentiert SPD-Stadtentwicklungs-
sprecher Philipp Dees, der selbst in 
Büchenbach-Nord lebt: „Büchenbach-
Nord ist einer der Stadtteile, in denen 
sehr viel Integration stattfindet. Aber 
über die Jahrzehnte hat sich die soziale 
Situation im Stadtteil zugespitzt, und 
vieles ist auch baulich in die Jahre ge-
kommen – wie z.B. die Büchenbacher 
Anlage. Deshalb haben auch wir uns 
dafür eingesetzt, mit einem großen 
städtebaulichen Programm jetzt für die 
Verbesserung der sozialen Situation zu 
sorgen und so die Potentiale, die in der 
Vielfalt von Büchenbach-Nord liegen, 
zu heben – so dass es ein noch lebens-
werterer Stadtteil wird.“ Weitere Infor-
mationen gibt es hier.

Redaktionsschluss
für den nächsten Monatsspiegel  

September 2021
18. August 2021

aus dem Rathaus
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Laut dem Beschluss der SPD-Bundes-
tagsfraktion „Voraussetzungen und 
Impulse für eine zeitgemäße sozialde-
mokratische Entspannungspolitik“ vom 
9.10.2018 haben „Ereignisse“ der letzten 
Jahre zur schwindenden Sicherheit in 
Europa „beigetragen“:

-	 der georgisch-russische Krieg 
2008
-	 die „völkerrechtswidrige Annexi-
on“ der Krim
-	 der bewaffnete Konflikt im Südos-
ten der Ukraine.

Nach Sicht unserer Parteioberen/Bun-
destagsfraktion sind diese „Ereignisse“ 
anscheinend wie Schnee vom Himmel 

gefallen. Natürlicherweise. Ohne ak-
tives Zutun. So wie man im Monopoly-
spiel aufs „Ereignisfeld“ gerät. 
Diese Sichtweise ist praktisch, da muss 
nur in eine Richtung geschaut werden: 
Von West nach Feind. Und der hält halt 
- leider, leider - nach wie vor an seinen 
eigen-sinnigen Vorstellungen von Staat 
und Gesellschaft fest....
Vordergründig werden „Respekt“, „faire 
Balancen“ zwischen den Interessen und 
Zielen aller, auch der kleineren Staaten, 
bemüht ins Spiel gebracht. Viel wird von 
Multilateralismus geredet. Gehandelt 
wird von den entscheidenden Playern, 
allen voran den USA, weiterhin aggres-
siv-polar.
Aber solange wir, die europäischen 
Klein- und Mittelmächte, uns mit den 
Vorstellungen guter Staatsführung á la 
USA arrangieren und uns fügsam zei-
gen, dürfen wir gern von Multilateralis-
mus schwärmen. 
Wenn jedoch um eingemachte Interes-

Dialog – Vertrauen – Sicherheit.
Zur Ost- und Russlandpolitik in unserem Wahlprogramm.

sen der USA verhandelt wird, wird uns 
ganz schnell „das Besteck gezeigt“. Si-
ehe bei der Einführung des Euro, den 
Kriegen gegen den Terror, der NATO als 
Mittel zum Zweck des „System-Chan-
ge“, selbst bei einem missliebigen Pipe-
linebau...
Dass US-Politik Russland in den 90er-
Jahren demütigend vorgeführt hat, 
kann kein balanciert denkender Politi-
ker bestreiten: OSZE, Charter for Euro-
pean Security November 1999, welche 
Nase wurde Russland in der Folge da-
raus gedreht! Um dann noch süffisant 
festzustellen, dass „ es Russland nicht 
gelungen sei, ein partnerschaftliches 
oder gar freundschaftliches Verhältnis 
zu seinen kleineren Nachbarn im We-
sten und im Süden zu entwickeln“, das 
setzt das Sahnehäubchen auf die Un-
verfrorenheit.
Immerhin finden es unsere Parteioberen 
mittlerweile „besorgniserregend“, dass 
sich jenseits des Atlantik „ähnliche Vor-

Von Monika Fath-Kelling

Leicht, grazil, auf schmalen Stützen 
schwebend über dem Wiesengrund - so 
kommt sie daher, die Hingucker-Kon-
struktion, auf der die StUB das Regnitztal 
queren wird. Kein Betonmonster, keine 
massige Brücke, sondern eher ein langer 
Wurm, der sich durch den Grund schlän-
gelt. Die Wahl des Preisgerichts fiel zu-
recht auf diesen Entwurf. Kein Wunder, 
dass Professor Aufmolk, Fachpreisrichter 
für Landschaftsarchitektur und Mitglied 
der Jury, bei der Vorstellung im virtu-
ellen Lokalforum geradezu ins Schwär-
men geriet. Ein „Liebesschloss“ möchte 

er anbringen, wenn sie einmal fertig ist. 
Na ja, für das fränkische Gemüt viel-
leicht ein wenig 
zu viel Emoti-
on. Es würde 
schon reichen, 
wenn einige 
der Kritiker und 
Skeptiker erken-
nen könnten, 
dass hier Land-
s c h a f t s r a u m 
nicht zerstört, 
sondern ver-
ändert wird. 
Wenn Verände-
rungen in die richtige Richtung gehen, 
können, ja sollten wir uns leicht an sie 
gewöhnen. Gerade die ältere und damit 
meine Generation hat in den letzten 

Jahrzehnten zugesehen, wie Landschaft 
verändert, zerstört wurde, weil wir der 

Auto- und Stra-
ßenbaueupho-
rie frönten. In-
dividualverkehr 
wurde als se-
ligmachender 
Fortschritt be-
grüßt. Höchste 
Zeit, an die 
nächste Genera-
tion zu denken 
und dem etwas 
entgegenzuset-
zen. Und weil 

Sprache auch Bewusstsein verändert, 
fange ich bei der Begrifflichkeit an: Für 
mich heißt die Regnitztalquerung der 
StUB ab sofort „Regnitztalsteg“. 

Der Regnitztalsteg - ein echter Hingucker
Von Felizitas Traub-Eichhorn

Diskussion
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stellungen unter Trump durchzusetzen 
scheinen“. Dabei war das auf dem ame-
rikanischen Kontinent schon immer so 
gewesen. Kuba und beinahe alle süda-
merikanischen Staaten können reichlich 
Lieder davon singen. Nur ließ es sich bei 
Trump beim besten Willen nicht mehr 
unter dem Teppich halten.
Nun wäre ja viel gewonnen, würde dies 
zum Anlass genommen, Europäische In-
teressen zu spezifizieren und in interna-
tionalen Gremien verstärkt zur Geltung 
zu bringen. Aber da ist die US-Reaktion 
schroff und klar: Die europäischen Neu-
zugänge aus dem ehemaligen Ostblock, 
die bislang gern von Europa saniert 
werden durften, werden blitzschnell 
aufgerüstet zu militärischen Vorposten 
des westlichen „Imperiums“. Die Frage 

sei gestattet, ob diese wirtschaftliche 
Grundsanierung der neuen NATO-Bünd-
nispartner nicht auch als Beitrag zum 
gemeinsamen „Angriff-ist-die-beste-
Verteidigung-sbündnis“ NATO gewertet 
werden sollte, Stichwort 2%-Ziel...
Merke: Die „Sicherheit Europas“ ist 
nur die Sicherung des bevorzugten Ge-
fechtsfelds einer  erwarteten Auseinan-
dersetzung. Auch wenn in Europa ver-
ständlicherweise alle zu gern ganz fest 
die Augen und Ohren verschließen vor 
dieser Wahrheit. Und die neue US-Nu-
klearstrategie der flexiblen Vorwärtsver-
teidigung sowie die erhöhte NATO-Prä-
senz nur als „konsequent und Ausdruck 
der Bündnissolidarität“ kleinreden wol-
len. Wer immer etwas anderes als diese 
Lesart in die Diskussion bringen will, ist 

wahlweise politisch naiv, Putintroll oder 
nationaler Rechtsaußen.
Aber sonst möchten unsere Parteiobe-
ren natürlich alles tun, um den „zivilen 
Austausch mit Russland“ zu fördern, 
den „strukturellen Dialog“ beleben, in 
der OSZE „neue Impulse setzen“, Europa 
mit  „vorrangig außenpolitischer Priori-
tät (sic! Doppelt gemoppelt hält wohl 
besser...)“ als Friedensmacht weiterent-
wickeln und andere Phrasen mehr. 
Im Endeffekt ist der Beschluss und da-
mit unsere Haltung gegenüber Russ-
land im aktuellen Wahlprogramm, eine 
peinlich-genaue Übersetzung der euro-
päischen Mogherini-Prinzipien, einem 
5-Punkteprogramm aus 2016:

1.	 Substanzielle Gespräche mit Rus-
sland kann es nur geben nach ei-
ner vollkommenen Umsetzung des 
Abkommen von Minsk, sowie der 
Nichtanerkennung der Annexion der 
Krim. Anmerkungen: Hier werden 
Beziehungen zwischen Schlüssel-
akteuren in Europa vom Verhalten 
Dritter direkt abhängig gemacht. Die 
Krim ist im Minsker Abkommen nicht 
erwähnt und wird hiermit einseitig  
und willkürlich in das Minsker Ab-
kommen einbezogen.

2.	 Stärkung der Beziehungen mit öst-
lichen Partnern und anderen Part-
nern, vor allem in Zentralasien. An-
merkung: Hier werden der Wunsch 
nach Expansion und Einflussnahme 
zum Leitprinzip erhoben. 

3.	 Stärkung der Standfestigkeit Euro-
pas in den Feldern Energiesicherheit, 
Cyberbedrohung, strategischer Kom-
munikation.

4.	 Selektive Zusammenarbeit mit Russ-
land in Außenpolitik betreffend  den 
Iran, Syrien, Nahost, Terrorbekämp-
fung, der internationalen Krise, Kli-
mawandel. Anmerkung: solange rus-
sisches Engagement uns Kosten und 
Mühen spart, arbeiten wir „gerne zu-
sammen“.

5.	 Streben nach mehr Unterstützung 
der russischen Zivilgesellschaft, ins-
besondere junger Menschen. An-
merkung: eine klare Ansage der 
Veränderung innerrussischer Gesell-
schaftsstrukturen über die Missionie-
rung junger Leute zum westlichen, 
ach so ökologisch-sozialen Lebens-
stil.

Diese „Prinzipien“ sind ein selten klares 
Konstrukt, - aber auch selten dämlich, 
weil den Gesprächs“partner“ in keiner-
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Liebe Genossinnen und Genossen,

Wahlkampf ist immer eine besondere Zeit für die Partei und die Kandidierenden. Wahlkampf erfordert von uns Genossinnen 
und Genossen vollen Einsatz: Weil wir persönlich Zeit aufbringen, aber auch weil finanzielle Unterstützung nötig ist.
In diesem Jahr ganz besondere. Ganz ohne Übertreibung ist der Wahlkampf für die kommende Bundestagswahl am 26. 
September von besonderen Herausforderungen geprägt.

Denn auch wenn die pandemiebedingten Einschränkungen aufgrund der aktuell guten Inzidenzwerte weniger werden: 
Hygiene- und Schutzvorschriften beeinflussen weiterhin jede Planung von Wahlkampf-Veranstaltungen und Aktionen.

Mit meinem Einsatz möchte ich den aktuellen vorsichtigen Aufwärtstrend verstärken und aus einem vorsichtigen Trend 
einen deutlichen Aufwärtstrend machen. Ich verspreche Euch, alles mir Mögliche dafür zu tun und mich mit all meiner Kraft 
für ein Erstarken der SPD einzusetzen.

Doch Wahlkampf ist immer auch ein gemeinsames Ziehen am sozialdemokratischen Strang. Deshalb freue ich mich auf 
Eure Unterstützung, auf kreative Ideen und Beiträge. Auf Veranstaltungen wie Gartenzaungespräche mit den Nachbarn 
in Eurer Straße, oder Formate wie „Kaffee und Politik“ oder „Bier und Politik“ mit Euren Freund:innen. Und viele andere 
kreative Veranstaltungen, die Corona-konform durchgeführt werden können und unsere sozialdemokratischen Ideen ins 
Gespräch bringen.

Aber ohne Moos nichts los: Um also die vielen großartigen Ideen umsetzen zu können, ist neben unserem gemeinsamen 
persönlichen Einsatz auch eine entsprechende finanzielle Ausstattung notwendig.
Deshalb bitte ich Euch ganz herzlich um Eure Unterstützung - jeder Euro ist wichtig und bewirkt etwas. Denn ein Euro ist 
besser als kein Euro.

Das größte Kapital unserer SPD sind das Engagement und die aktive Mitarbeit ihrer Mitglieder! Das gilt vor allem im Wahl-
kampf. Aktiv unterstützen könnt Ihr unseren Wahlkampf auch mit einer Spende. Gerade wer zwischen Job und Familie 
gerade wenig Zeit für persönliches Engagement findet, kann mit einer Spende dazu beitragen, dass wir gemeinsam einen 
aktiven Wahlkampf führen können.

Lasst uns gemeinsam den Aufwärtstrend verstärken und unsere SPD nach vorne bringen. Lasst uns für unsere sozialdemo-
kratischen Werte einstehen und kämpfen!

Herzliche Grüße 

lei Weise motivierend - das von vornhe-
rein auf Dialogverhinderung ausgelegt 
ist, mithin der Inbegriff „unlauteren Di-
alogs“.
Nach dem X-ten Fehlschlag von „Demo-
kratieexport“ könnte doch Umdenken 
angesagt sein?! Dass die „Demokrati-
sierung“ Nachkriegsdeutschlands er-
folgreich verlief, ist nämlich nicht den 
Amerikanern geschuldet. Sondern der 
Tatsache, dass Deutschland sich schon 
vor der NS-Zeit auf den Weg der Demo-
kratie gemacht hatte. Demokratie ist 
keine Medizin, die einem nach west-
lichen Maßstäben „kranken Staat“ ein-
fach verordnet werden kann  wie ein 

Medikament. Wunsch und Wille dazu 
müssen mehrheitlich in der Bevölkerung 
selbst entstanden und virulent sein. Wir 
demokratischen Staaten sollten derzeit 
lieber auf unsere eigene gepriesene De-
mokratie aufpassen! Im Moment sieht 
es nämlich leider eher so aus, als ob 
wir uns den autokratischeren Politikge-
wohnheiten des Ostens annähern. 
Wechselseitiger Respekt vor den inne-
ren Angelegenheiten und Eigenheiten 
der Vertragspartner wäre angebracht 
und nötig, nicht missionarischer Eifer 
und selbstgerechte Werte- und Men-
schenrechtshuberei. Denn unsere Na-
walnys heißen: Julien Assange, Chelsea 

Mannings, Edward Snowden.... unsere 
Krim war der Krieg in Jugoslawien. 
Diese politische Haltung gegenüber 
Russland als direkte Fortsetzung der 
erfolgreichen Ost- und Friedenspolitik 
der Riege um Willy Brandt verkaufen zu 
wollen, ist an Selbsttäuschung und Ver-
blendung (oder müsste ich sagen Verlo-
genheit?) schwer zu überbieten.

Fazit:
Unlauterer Dialog führt zu brüchigem 
Vertrauen und damit zu schwindender 
Sicherheit.

Diskussion
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„Der Frieden ist nicht alles, aber ohne 
Frieden ist nichts alles.“ Wohl kaum 
ein Zitat von Willy Brandt bringt die 
Bedeutung von Frieden besser und tref-
fender auf den Punkt. Frieden ist die 
Vorbedingung einer freien, gerechten 
und solidarischen Gesellschaft. Grund-
werte und Grundrechte, die nicht nur 
auf nationaler Ebene zu schützen sind, 
können nur in einer Gesellschaft zum 
Tragen kommen, die nicht von Krieg, 
Terror und der Angst um das Überleben 
gegeißelt wird. Aber wie kann Frieden 
erreicht werden? Wie kann Frieden ge-
sichert werden? Kann auch Unfrieden 
nötig sein, um Frieden zu stiften? Diese 
Fragen gehören zu den großen, grund-
legenden Fragen der Politik. Es sind Fra-
gen, die auch unter den Vertreter*innen 
der Sozialen Demokratie oft heftig um-
stritten waren und immer noch sind.
Als der Kalte Krieg gewaltlos endete, war 
die Hoffnung auf eine friedlichere Welt 
groß. Erfüllt hat sie sich leider nicht. Ju-
goslawien, Ruanda, Irak, Afghanistan, 
Ukraine, Libyen, Syrien, Somalia – die 
Namen dieser Staaten haben wir in den 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten 
oft in den Nachrichten gehört. Jeder 
dieser Namen steht für einen gewalt-
samen Konflikt, der vielen Menschen 
das Leben gekostet hat. 
Mit jedem Krieg oder Konflikt stellen sich 
die Fragen: Wie kann er vermieden, wie 
eingedämmt werden? Wie können zi-
vile Opfer vermieden werden? Welchen 
Betrag kann und sollte die deutsche Au-
ßenpolitik leisten? Kann und sollte die 
Bundeswehr einen Beitrag leisten? Wie 
können die Staaten nach einem Ende 
der Gewalt neu aufgebaut und Me-
chanismen zur Konfliktlösung gestärkt 
werden? Einfache Antworten auf diese 
Fragen fallen schwer. Die Welt ist seit 
1989 komplexer und unüberschaubarer 
geworden. Viele Konflikte finden paral-
lel statt. Wünschenswerte vorbeugende 
Maßnahmen sind oft langfristiger Na-
tur, die Herausforderungen eines mili-
tärisch eskalierten Konflikts aber stets 

akut. Sowohl aktives Handeln als auch 
abwartendes Verhalten sind meist mit 
Nachteilen behaftet, beides aber sicher 
schwer abschätzbar und folgenreich.
Glaubst du, dass Frienden mehr ist als 
die Abwesenheit von Krieg? An wel-
chem Leitbild sollte sich die Außenpo-
litik der Bundesrepublik Deutschland 
deiner Meinung nach orientieren? Wa-
rum ist „menschliche Sicherheit“ etwas 
anderes als „vernetzte Sicherheit“ oder 
warum werden diese Begriffe von un-
terschiedlichen politischen Strömungen 
zumindest unterschiedlich benutzt? 
Das Politikfeld der Friedens- und Sicher-
heitspolitik wirft viele Fragen auf. Hier-
zu müssen zuerst die einige der wich-
tigsten Begriffe und Konzepte diskutiert 
werden.

Friedensbegriffe
Vor dem Hintergrund der zerstöre-
rischen und grausamen Auswirkungen 
von Kriegen ist es verständlich, dass 
der Frieden in allen Gesellschaften, Re-
ligionen und Weltanschauungen einen 
hohen Stellenwert besitzt. Auch in un-
serer Sprache drückt sich dies aus, etwa 
in vielen Redensarten: Wir wollen „in 
Frieden leben“ oder unseren „Frieden 
finden“.
Frieden beschreibt in diesen Beispie-
len einen Zustand der ungestörten 
Ruhe und Harmonie, frei von Beunruhi-
gungen. Frieden ist dabei mehr als die 
Abwesenheit von Krieg. Deutlich wird 
dies in dem deutschen Wort „Unfriede“. 
Unfriede ist laut dem Duden ein Zustand 
der Spannung und Uneinigkeit, der Zer-
würfnisse und Streitigkeiten, aber nicht 
des Krieges.
Frieden ist die Abwesenheit von Krieg. 
Diese „negative“ Friedensdefinition 
war viele Jahre die Grundlage für die 
Betrachtung der internationalen Bezie-
hungen nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Für den negativen Freiheitsbegriff sind 
vier Punkte hervorzuheben: Der nega-
tive Friedensbergriff konzentriert sich 
ausschließlich auf Handlungen zwi-
schen den Staaten. NGOs, Konzerne und 
internationale Organisationen bleiben 
dabei außen vor. Die Definition von ne-
gativem Frieden fragt danach, ob mili-
tärische Gewalt angewandt wird. Über 
militärische Gewalt verfügen fast aus-

schließlich Staaten. Dieser Begriff be-
zieht sich auf das Nichtvorhandensein 
bestimmter Verhaltensformen. Dies 
bedeutet, dass überall dort, wo keine 
militärische Gewalt angewandt wird, 
nach dieser Definition Frieden herrscht. 
Dementsprechend beschränken sich die 
Friedensstrategien darauf, militärische 
Auseinandersetzungen zu begrenzen 
bzw. zu verhindern.
Beim negativen Friedensbegriff wird die 
Anwendung militärischer Gewalt nach 
Art, Ausmaß und Intensität unterschie-
den. Der Kalte Krieg blieb etwa in Hin-
blick auf die tatsächliche Anwendung 
atomarer Gewalt friedlich. Man könnte 
aber die gegenseitige Bedrohung mit 
atomarer Vernichtung bereits als krie-
gerisch werten. Nichtatomare Konflikte 
könnte man von atomaren Konflikten 
abgrenzen und mehrjährige von mehr-
tägigen. Der negative Friedensbegriff 
würde dann nach der Intensität der Ge-
walt, der Art der Gewalt und dem Aus-
maß der Gewalt differenziert.
Frieden ist mehr als die Abwesenheit 
von Krieg. So könnte man den sprin-
genden Punkt des positiven Friedensbe-
griffs in einem Satz zusammenfassen. 
Der positive Friedensbegriff geht davon 
aus, dass Frieden erst dann erreicht ist, 
wenn auch die Ursachen von Unfrieden 
beseitigt sind. Er wurde maßgeblich 
vom norwegischen Friedensforscher 
Johan Galtung geprägt. Während ein 
negativer Friede von der Abwesenheit 
aktueller Gewalt gekennzeichnet ist, 
herrscht, nach Galtung, positiver Friede, 
wenn es keine strukturelle Gewalt mehr 
gibt. Für den positiven Friedensbegriff 
sind drei Punkte entscheidend.
Der positive Friedensbegriff unterschei-
det zwischen aktueller und strukturel-
ler Gewalt. Aktuelle Gewalt ist Gewalt, 
die direkt auf Personen oder Sachen 
einwirkt, kurz physische Gewalt. Struk-
turelle Gewalt beschreibt gesellschaft-
liche, politische oder wirtschaftliche 
Missstände, die dazu führen, dass Men-
schen ihre Potenziale nicht ausschöpfen 
können. Gewalt drückt sich hier in Form 
von sozialem Ungleichgewicht, Unge-
rechtigkeit, Ausgrenzung, Unterdrü-
ckung und Unsicherheit aus. Sie kann 
auch in Form von Preisdiktaten in Han-
delsbeziehungen, im Zwang zur Über-

Frieden und Sicherheit I: Begriffe und Kon-
zepte

Von Mark Schuster
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nahme einer fremden Sprache oder 
kolonialen und imperialistischen Struk-
turen auftreten. Nach dieser Auffassung 
wäre daher der Gegenbegriff zu Frieden 
nicht der Krieg, sondern die Not. Not ist 
als Begriff eng mit dem Thema Gerech-
tigkeit verknüpft.
Der zweite wesentliche Aspekt des po-
sitiven Friedensbegriffs ist die Beschäf-
tigung mit Gesellschaftsmodellen, die 
positiven Frieden ermöglichen. Eppler 
und Brandt verwiesen darauf, dass eine 
umfassende Friedenspolitik bessere Be-
dingungen auf ganz unterschiedlichen 
Ebenen schaffen müsse: auf der indi-
viduellen durch gewaltfreies Handeln, 
auf einer gesellschaftlichen durch De-
mokratisierung sowie auf einer interna-
tionalen Ebene durch Verrechtlichung 
und Demokratisierung. Demokratie ist 
in diesem Sinne ein wesentlicher Bau-
stein dauerhaften Friedens.
Aus der Perspektive Sozialer Demokra-
tie ist klar, dass Frieden mehr sein muss 
als die Abwesenheit von Krieg. Das ist 
im Ziel der Sozialen Demokratie selbst 
bereits angelegt. Soziale Demokratie 
strebt die Realisierung von politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Grundrechten (WSK-Rechte) für 
alle Menschen an. Die Grundrechte wur-
den bereits 1976 in den beiden Grund-
rechtspakten der Vereinten Nationen, 
im „Zivilpakt“ und im „Sozialpakt“, nie-
dergelegt. Die Überwindung struktu-
reller Gewalt im Sinne eines positiven 
Friedensbegriffs bedeutet somit auch, 
dass die Schaffung von Frieden als „per-
manente Aufgabe“ zu begreifen ist, wie 
es Willy Brandt in seiner Nobelpreisrede 
im Jahr 1971 formuliert hat. Krieg darf 
dabei kein Mittel der Politik sein. Es ge-
nüge jedoch auch nicht, nur friedfertige 
Absichten zu bekunden. Vielmehr müs-
se man sich aktiv um die Organisation 
des Friedens bemühen. Frieden sei eine 
Herausforderung und als permanente 
Aufgabe zu begreifen.

Sicherheitsbegriffe
Sicherheit ist eine Lebensgrundlage. 
Der unmittelbare Schutz des Lebens 
und der körperlichen Unversehrtheit 
ist ein elementares Grundrecht. Soziale 
Sicherheit erlaubt es uns, unser Leben 
ohne Not zu leben. Aber wie kann man 
Sicherheit präzise definieren?
Konsens gibt es wahrscheinlich darü-
ber, dass Sicherheit im engeren Sinne 
zumindest die Abwesenheit unmit-
telbarer physischer Bedrohungen und 
Gewalt umfasst. Viele werden unter 

Sicherheit aber auch die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes und ein Mindestmaß an 
finanzieller Absicherung verstehen. Es 
wird deutlich, dass Sicherheit ein sehr 
politischer Begriff ist. Er war und ist um-
stritten und sein Verständnis befindet 
sich stets im Wandel.
Was ist schützenswert und mit welchen 
Mitteln? Rechtfertigen neue Bedro-
hungen durch Terrorismus Eingriffe in 
die Freiheitsrechte der Bürger*innen? 
Können Maßnahmen, die für mehr 
Sicherheit sorgen sollen, auch neue 
Unsicherheiten erzeugen? In welchen 
Bereichen muss sich die Gesellschaft 
Unsicherheit leisten können, in welchen 
nicht? Das sind Fragen, die sich für Staat 
und Gesellschaft stets neu stellen.
werden soll.
Klassisch ist die Unterscheidung zwi-
schen innerer und äußerer Sicherheit. 
Sie spiegelt sich beispielsweise auch 
in der Aufteilung der Ministerien in 
Deutschland wider: das Bundesmini-
sterium des Innern auf der einen, das 
Bundesministerium der Verteidigung 
und das Auswärtige Amt auf der ande-
ren Seite.
Innere Sicherheit wird manchmal auch 
als öffentliche Sicherheit bezeichnet. 
Der Begriff beschreibt die Bekämpfung 
von Kriminalität und den Schutz vor 
Bedrohungen. Auf der Basis des Grund-
gesetzes ist der Staat verpflichtet, sei-
nen Bürger*innen ein Leben in Würde 
und Freiheit zu gewähren. Er muss sie 
schützen, etwa durch Polizei und andere 
staatliche Sicherheitsorgane. Aber inne-
re Sicherheit muss auch die Privatsphä-
re der Bürger*innen und wirtschaftliche 
Stabilität gewährleisten und umfasst 
Maßnahmen, die zum Schutz der Be-
völkerung vor Krankheiten und Seuchen 
dienen. Der Begriff der äußeren Sicher-
heit beschreibt in Abgrenzung dazu den 
Schutz vor militärischen Bedrohungen, 
also der Gefährdung der Staatsgrenzen 
oder der Bevölkerung durch eine feind-
liche Macht.
Diese Zweiteilung stieß mit der Zeit an 
ihre Grenzen. Viele Bedrohungen für 
Staaten und ihre Gesellschaften lassen 
sich nicht mehr klar einem Innen oder 
Außen zuordnen. Bedrohungen wie der 
internationale Terrorismus, Umwelt-
katastrophen oder ansteckende Krank-
heiten machen vor Landesgrenzen kei-
nen Halt. Neben klassische Kriege und 
Konflikte zwischen Staaten, die man 
als „symmetrische Kriege“ bezeichnen 
kann, treten vermehrt auch „asymme-
trische“ Konflikte. Das sind Konflikte 

zwischen Staaten und nicht staatlichen 
Akteuren, beispielsweise terroristischen 
Gruppierungen
Als Reaktion auf diese neuen Rahmen-
bedingungen werden seit Mitte des 20. 
Jahrhunderts neue Sicherheitsbegriffe 
diskutiert. Sie heben die Trennung von 
innerer und äußerer Sicherheit auf. 
Stattdessen haben sie den Anspruch, 
umfassende sicherheitspolitische Stra-
tegien und Konzepte zu liefern, die nach 
innen und außen wirken.
Einer dieser neuen Sicherheitsbegriffe 
war die vernetzte Sicherheit. Dieser 
Begriff zielt auf das Zusammenwirken 
ziviler und militärischer Kräfte, auf die 
Koordinierung von Institutionen auf un-
terschiedlichen Ebenen und eine enge 
ressortübergreifende Abstimmung ab. 
Der Begriff wurde in der deutschen De-
batte in einem Weißbuch des Bundes-
ministeriums der Verteidigung 2006 
offiziell eingeführt. Nach einer heftigen 
Debatte wurde er im aktuellen Weiß-
buch 2016 nicht mehr benutzt. Statt-
dessen ist nun von der erweiterten Si-
cherheit und dem vernetzten Handeln 
die Rede.
Warum wurde der Begriff „vernetzte Si-
cherheit“ so heftig kritisiert? Die Kritik 
nahm zunächst Bezug auf den militä-
rischen Entstehungskontext. Sie un-
terstellte erstens, dass im Verständnis 
vernetzter Sicherheit das Zivile dem 
Militärischen untergeordnet werde. 
Militärische Operationen unterlägen 
einer bestimmten Kommandostruktur 
und Geheimhaltungspflicht. Von bei-
dem seien Zivilist*innen in der Regel 
ausgeschlossen. Daraus ergebe sich ein 
nicht aufzulösendes Ungleichgewicht. 
Zweitens würde eine zivil-militärische 
Zusammenarbeit die Militarisierung 
ziviler Maßnahmen bedeuten. Drittens 
brächte das Konzept der vernetzten Si-
cherheit eine „Versicherheitlichung“ der 
Debatte mit sich. Befürworter*innen 
sahen sich missverstanden und vertei-
digten den Begriff der vernetzten Si-
cherheit als ganzheitlichen und umfas-
senden Ansatz.
Die menschliche Sicherheit ist ein an-
derer wichtiger erweiterter Sicherheits-
begriff. Im Gegensatz zu traditionellen 
Sicherheitskonzepten steht in diesem 
Konzept nicht der Schutz des Staates, 
sondern der Schutz des Individuums und 
seiner Menschenwürde im Mittelpunkt. 
Das Konzept wurde auf der Grundlage 
des UN-Berichts zur menschlichen Ent-
wicklung 1994 entwickelt. Der Bericht 
betont zwei Grundelemente, die für die 
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menschliche Sicherheit wichtig sind: 
die Freiheit von Not und die Freiheit von 
Furcht („freedom from want“ und „free-
dom from fear“). Hier lässt sich eine 
Verbindung zu den oben diskutierten 
Begriffen des „positiven“ und „nega-
tiven Friedens“ erkennen. Menschliche 
Sicherheit äußert sich in sieben Dimen-
sionen: wirtschaftliche Sicherheit, Er-
nährungssicherheit, gesundheitliche Si-
cherheit, Umweltsicherheit, persönliche 
Sicherheit, gesellschaftliche Sicherheit 
und politische Sicherheit.
Ein von Vertreter*innen der Sozialdemo-
kraite wesentlich geprägter Friedens-
begriff ist schließlich die gemeinsame 
Sicherheit. Er stammte ursprünglich 
aus dem Titel des sogenannten Palme-
Berichts „Gemeinsame Sicherheit: eine 
Blaupause für das Überleben“5. Olof 
Palme war zu dieser Zeit schwedischer 
Ministerpräsident und saß einer unab-
hängigen Kommission für Abrüstung 
und Sicherheit vor, deren Abschlussbe-
richt auch als Palme-Bericht bezeichnet 
wurde. Er wurde 1982 der 2. UN-Son-
dervollversammlung für Abrüstung 
vorgestellt. Sicherheit wurde in diesem 
Bericht als gemeinsames Projekt, ge-
meinsame Verantwortung der verfein-
deten Blöcke verstanden. Sicherheit 
sei nicht „gegen“, sondern „mit“ dem 
Gegenüber zu erreichen. Aufrüstungs- 
und Abschreckungspolitiken sind mit 
einem solchen Sicherheitsbegriff nicht 
vereinbar. Eng verwandt mit dem Be-
griff der gemeinsamen Sicherheit ist 
die kollektive Sicherheit. Man kann die 
gemeinsame Sicherheit als europäische 
Variante der kollektiven Sicherheit be-
zeichnen.
Der Schutz der Bevölkerung ist eine der 
grundlegenden staatlichen Aufgaben. 
Er ist für die Legitimation eines Staates 
zentral. Entsprechend hat er hohes Ge-
wicht für die Sozialdemokratie. Die So-
zialdemokratie war aber auch immer 
eine internationale Bewegung und ist 
eine politische Kraft, die der interna-
tionalen Solidarität hohe Bedeutung 
zumisst. Daher setzt sie sich stärker als 
andere Strömungen für den Schutz der 
Menschen in Konfliktgebieten ein.
In dieser Dimension tritt sie für ein en-
geres Verständnis des Bedrohungsbe-
griffs ein. Sie tritt einer Versicherheit-
lichung entgegen. Flüchtlingen muss 
geholfen werden, der Klimawandel 
muss gestoppt werden. Aber nicht, weil 
es die Sicherheit, sondern weil es die 
Menschlichkeit gebietet: Jeder Mensch 
hat das Anrecht auf ein menschenwür-

diges Leben und den Schutz seiner Le-
bensgrundlagen. Entsprechend verfolgt 
der friedens- und sicherheitspolitische 
Kompass der Sozialen Demokratie auch 
einen umfassenden (= politikfeldüber-
greifenden) Ansatz.
Aufgrund ihres internationalen An-
spruchs ist es nicht ausreichend, wenn 
für einen bestimmten Bereich Sicher-
heit geschaffen wird. Frieden und Si-
cherheit in Europa sind ein historischer 
Erfolg. Eine friedliche „Festung Europa“, 
um die herum Krieg herrscht, ist aber 
kein Konzept für die Zukunft. Soziale 
Demokratie tritt daher für eine globale 
Sicherheitsarchitektur ein, die gemein-
same Sicherheit schafft.
Die Sozialdemokratie war nie eine rein 
pazifistische Bewegung. Aber der Pa-
zifismus war immer eine relevante 
Strömung. Vertreter*innen der Sozi-
aldemokratie haben sich daher stets 
dafür starkgemacht, in Konflikten nie 
allein auf Bedrohungsabwehr zu set-
zen, sondern auch Risikovorsorge zu 
betreiben. Nicht aus einem Ansatz der 
Versicherheitlichung heraus, sondern 
weil eine gerechte Welt, weil gerechte 
Entwicklung die beste Friedens- und 
Sicherheitspolitik ist. Vorrang haben 
Diplomatie und zivile Krisenpräventi-
on, die Unterstützung internationaler 
Organisationen, die Förderung von Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle und die 
Stärkung des Völkerrechts sowie der 
Menschenrechte.

Leitbild I: Pazifismus
Die moderne europäische Friedensbe-
wegung blickt auf eine fast 200-jährige 
Geschichte zurück. Ihre Wurzeln hat die 
Friedensbewegung in den sogenann-
ten „Friedensgesellschaften“, die sich in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
gründeten. Die Mitglieder dieser Gesell-
schaften stammten mehrheitlich aus 
dem aufstrebenden, liberalen Bürger-
tum.
Der Ausdruck „Pazifismus“ etablierte 
sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts als 
politischer Kampfbegriff der Friedens-
bewegung. Das Wort leitet sich vom la-
teinischen Substantiv „pax“ für Frieden 
und dem Verb „facere“ für „tun, machen, 
herstellen“ ab.
Eine einheitliche Definition des Be-
griffs „Pazifismus“ ist schwierig. Das 
liegt daran, dass sich innerhalb der pa-
zifistischen Bewegung nach und nach 
unterschiedliche Strömungen entwi-
ckelt haben. Zu den bekanntesten Strö-
mungen des Pazifismus gehört der bür-

gerliche oder Rechtspazifismus, der auf 
den Gedanken der Aufklärung basiert.
Der Leitgedanke dieser Strömung lau-
tet „Frieden durch Recht“. Dabei geht es 
den Vertreter*innen keineswegs unmit-
telbar um die Schaffung von Frieden, 
sondern vielmehr um eine allgemeine 
Veränderung der internationalen Bezie-
hungen. Die „Herrschaft des Rechts“ soll 
an die Stelle des „Rechts des Stärkeren“ 
treten. Eine grundsätzliche Ablehnung 
militärischer Gewalt war damit aber 
nicht verbunden. Das Recht von Staa-
ten, sich im Falle eines Angriffs auch 
militärisch zu verteidigen, stand ebenso 
wenig infrage wie die Legitimität von 
Befreiungskriegen gegen ausländische 
Besatzer.
Eine Weiterentwicklung des bürger-
lichen Pazifismus war der von Alfred 
H. Fried um das Jahr 1900 entwickelte 
„wissenschaftliche“ bzw. „organisato-
rische“ Pazifismus. Er zielt darauf ab, 
durch den Auf- und Ausbau politischer, 
humanitärer und rechtlicher Instrumen-
tarien und Institutionen Konflikte ohne 
Krieg beizulegen. Der Begriff „organisa-
torisch“ bezog sich auf die zunehmende 
Verflechtung und Intensivierung der 
weltweiten Handels- und Vertragsbezie-
hungen. Die Vertreter*innen des organi-
satorischen Pazifismus verfolgten mit 
ihrem Konzept ebenfalls nicht die Uto-
pie eines universalen Friedens, sondern 
zielten wie auch die Rechtspazifist*innen 
durch den Ausbau einer internationalen 
Rechtsordnung auf die Einhegung zwi-
schenstaatlicher Gewalt ab.
Ein modernes Konzept zur Beschreibung 
internationaler Kooperationsstrukturen 
ist heute mit dem Begriff „Global Go-
vernance“ verbunden. Das meint die 
Gesamtheit aller Aktivitäten staatli-
cher und nicht staatlicher Akteure zur 
Bewältigung globaler Probleme. Die 
Befürworter*innen dieses Konzeptes sa-
hen darin eine Chance, dem Pazifismus 
den Beigeschmack des Utopischen zu 
nehmen und ihm einen realpolitischen 
Charakter zu verleihen.
Eine weitere pazifistische Strömung ist 
der religiöse Pazifismus. Er spielte vor 
allem im angloamerikanischen Raum 
eine Rolle und bezieht sich u. a. auf die 
Bergpredigt, in der es heißt: „Leistet 
dem, der euch etwas Böses antut, kei-
nen Widerstand“ (Mt, 5, 39).
Resultierend aus den Erfahrungen des 
Ersten Weltkriegs entwickelte sich der 
radikale Pazifismus, mit einer starken 
antimilitaristischen Komponente 
(„Krieg dem Krieg“). Oft wird diese Strö-
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mung in öffentlichen Debatten mit Pa-
zifismus an sich gleichgesetzt. Im Zen-
trum des radikalen Pazifismus stehen 
Kriegsdienstverweigerung, Abrüstung, 
die Abschaffung der Wehrpflicht und 
die Auflösung aller Armeen. Im Gegen-
satz zum bürgerlichen Rechtspazifis-
mus, der eine Verrechtlichung der inter-
nationalen Beziehungen innerhalb der 
politischen und juristischen Strukturen 
durchsetzen will, geht es den radikalen 
Pazifist*innen darum, durch aktiven Wi-
derstand einem Krieg für alle Zukunft 
die Voraussetzungen zu entziehen.
Wie gesehen, ist es schwer, einen ein-
heitlichen Pazifismusbegriff zu definie-
ren. Öffentlich wird der Begriff meist 
mit dem Prinzip der absoluten Gewalt-
losigkeit gleichgesetzt, auch wenn dies 
nur eine Strömung umfasst. Um unter-
schiedliche Idealtypen voneinander un-
terscheiden zu können, kann es hilfreich 
sein, den radikalen Pazifismus als einen 
Pol zu benennen. Es ist aber wichtig, im 
Hinterkopf zu behalten, dass nicht jeder 
und jede der bzw., die sich als Pazifist 
oder Pazifistin bezeichnet, auch vor-
schlägt, auf jegliche Gewaltanwendung 
in jedem Fall zu verzichten.

Leitbild II: Zivilmacht
In den frühen 1990er Jahren wurde der 
Begriff „Zivilmacht“ durch Publikationen 
des Trierer Politologen Hanns W. Maull 
einer breiteren politischen und wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit bekannt. 
Dabei ist die Wortschöpfung schon 20 
Jahre älter und wurde bereits in den frü-
hen 1970er Jahren verwendet, erstmals 
von François Duchêne, dem ehemaligen 
Pressereferenten von Jean Monnet und 
späteren Direktor des International In-
stitute for Strategic Studies in London. 
Der Begriff „Zivilmacht Europa“ stand 
hierbei für das friedliche Miteinander 
der Staaten der Europäischen Gemein-
schaft in Europa und in der Welt.
Durch eine zunehmende gesellschaft-
liche Verflechtung sei schließlich so 
etwas wie das „Peinlich-Werden der 
Anwendung von Gewalt im Konflik-
taustrag“ entstanden. Der Druck der 
Gesellschaft auf das Individuum, sich 
angemessen zu verhalten, sei so groß 
geworden, dass der Einzelne einen au-
tomatischen Mechanismus zur Selbst-
kontrolle entwickelt habe, um eigene 
Verstöße gegen gesellschaftliches Ver-
halten zu verhindern.
Daraus sei schließlich gefolgt, dass das 
Individuum auf die Anwendung phy-
sischer Gewalt verzichtete und statt-

dessen eine Monopolisierung der Ge-
waltanwendung durch gesellschaftliche 
bzw. staatliche Organe befürwortete.
Für Vertreter*innen der Zivilmacht 
musste die Zivilisierung jedoch nicht 
an den Grenzen der Nationalstaaten 
enden und so übertrugen sie den Pro-
zess der Zivilisierung gleichermaßen 
auf die internationalen Beziehungen. 
Sie hielten es für möglich, dass es zur 
Bildung „eines irdischen Gewaltmono-
pols, eines politischen Zentralinstituts 
der Erde“ kommt, das der Befriedung 
der internationalen Beziehungen dient. 
Sie sehen die Aufgabe einer Zivilmacht 
darin, durch Selbstbindung den Prozess 
der nationalen Zivilisierung auch auf in-
ternationaler Ebene zu fördern.
Dabei ist das Ziel dieses Zivilisierungs-
prozesses nicht die Abschaffung der 
zwischenmenschlichen bzw. zwischen-
staatlichen Phänomene Macht oder Ge-
walt. Vielmehr geht es um die Kontrolle 
und Einbindung dieser Phänomene in 
gesellschaftliche bzw. überstaatliche 
Strukturen (bspw. EU, UN). Eine Zivil-
macht ist demnach bereit, ihre eigene 
Souveränität auf überstaatliche Institu-
tionen zu übertragen oder kurzfristige 
nationale Interessen zugunsten inter-
nationaler Normen zurückzustellen, um 
kollektive Sicherheit zu fördern und uni-
lateralem Handeln entgegenzustehen.
Um dieses Ziel erreichen zu können, 
beansprucht eine Zivilmacht für sich, 
die internationalen Beziehungen mit-
zugestalten (Gestaltungswille). Hierbei 
grenzt sie sich in ihrer Zielsetzung und 
Strategie jedoch von klassischen Groß-
mächten ab (Zivilmacht als Macht).
Eine Zivilmacht ist ein Staat, dessen 
außenpolitisches Verhalten an Zielset-
zungen gebunden ist, die einer Zivilisie-
rung der internationalen Beziehungen 
dienen (u. a. Wohlstand, Durchsetzung 
universeller Werte und des Völker-
rechts). Das zivilmachtorientierte Rol-
lenkonzept bildeten sich in der BRD ent-
sprechend den Erfahrungen des Zweiten 
Weltkrieges heraus lässt und lässt sich 
auf drei Leitlinien verdichten
Die erste lautet „Niemals wieder!“ 
(„Never again!“): Nie wieder Konzentra-
tionslager! Nie wieder Menschenrechts-
verletzungen! Nie wieder Diktatur! Die 
Wahrung der Menschenrechte und 
der Einsatz für die Demokratie gehö-
ren seitdem zu den Grundwerten des 
außenpolitischen Rollenkonzepts der 
Bundesrepublik Deutschland. Das zwei-
te Bekenntnis lautet „Niemals alleine!“ 
(„Never alone!“). Es steht für Multilate-

ralismus und Westbindung. Die dritte 
Leitlinie westdeutscher Außenpolitik 
heißt „Politik vor Gewalt“ („politics be-
fore force“) und beschreibt die Skepsis 
gegenüber dem Einsatz militärischer 
Gewalt, was jedoch nicht mit „Pazifis-
mus“ verwechselt werden darf.

Leitbild III: Milit�rmacht
Einen klaren Unterschied gibt es aber 
zwischen den Konzepten der Zivilmacht 
und des Pazifismus einerseits und dem 
von Hedley Bull in den frühen 1980er 
Jahren entworfenen Leitbild der Militär-
macht. Es war eine Art konzeptioneller 
Gegenentwurf zur „Zivilmacht Europa“ 
im Sinne von François Duchêne.
Aus Sicht von Bull mussten die westeu-
ropäischen Staaten dem damals noch 
existierenden Bedrohungspotenzial 
durch die Sowjetunion eigene verteidi-
gungspolitische Instrumente entgegen-
setzen. Dazu gehörten seiner Meinung 
nach der Aufbau nuklearer Abschre-
ckungspotenziale, die Ausweitung der 
konventionellen Streitkräfte sowie eine 
aktivere Rolle Westdeutschlands.
Man kann das Leitbild der Militärmacht 
der Theorieschule des Realismus zuord-
nen. Für die Vertreter*innen dieses Leit-
bilds ist die militärische Macht stets von 
höchster Bedeutung („hard power“). Für 
eine Militärmacht ist Krieg dementspre-
chend ein legitimes Mittel zur Durch-
setzung der eigenen Ziele oder zur 
Machtsicherung. Umgekehrt spielen 
zivile Instrumente im Zweifel nur eine 
untergeordnete oder keine Rolle.
Dies gilt auch für die Neigung einer 
Militärmacht zum unilateralen Vorge-
hen auf dem militärischen Gebiet. Im 
Gegensatz zu einer Friedens- oder Zivil-
macht ist für eine Militärmacht die Le-
gitimation militärischer Einsätze durch 
die UN nicht zwingend erforderlich, wo-
durch sie nicht zuletzt die Schwächung 
internationaler Organisationen in Kauf 
nimmt.
Bei dem hier vorgestellten Leitbild einer 
Militärmacht handelt es sich letztend-
lich um eine idealtypische Charakte-
risierung. So passen auch auf die USA 
als letzte verbliebene Supermacht, die 
von einigen Autor*innen auch als Mili-
tärmacht beschrieben wird, nicht alle 
vorgestellten Punkte. Auch die USA sind 
auf Kooperationen angewiesen bzw. 
streben, trotz ihrer militärischen Über-
legenheit, Kooperationen an, wie der 
zweite und dritte Golfkrieg verdeutlich-
ten.
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Distrikt Frauenaurach
Vorsitzender:
Jens Schäfer
schaefer-jens@gmx.net

LiebeGnossinnen und Genossen, 

Unsere nächsten Sitzungen werden 

am 13.07 und 14.09 (JHV 
mit Neuwahlen) jeweils 

um 19:30
sein. Geplant sind die Sitzungen in per-
sönlicher Form im 

B�rgerhaus Kriegenbrunn 
(Kriegenbrunner Str. 25). Sollte das nicht 
möglich sein, gibt es die Änderung der 
Lokation dann per Mail ein paar Tage 
vorher.
 
Hier die geplante Tagesordnung für 
unsere Jahreshauptversammlung mit 
Neuwahlen im September.  

1. Begrüßung und Genehmigung der Ta-
gesordnung

2. Aktuelles
3. Wahl einer Versammlungsleitung
4. Bericht des Distriktvorstands
5. Bericht des Kassiers
6. Bericht der Revisoren
7. Aussprache
8. Entlastung des Vorstands
9. Neuwahlen
	 Vorsitzende/r
	 2 Stellvertreter/innen
	 Kassier/erin
	 1 Vertreter und 1 Vertreterin für den 

KV
	 2 Revisoren/innen
10. Jahresplanung
	 Themen
	 Termine
11. Verschiedenes
 
Für den Vorstand
Jens Schäfer

Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zu unserer 
Jahreshauptversammlung mit Wahlen 

am Mittwoch, 
07.07.2021, 19.00 Uhr 

Schlossgastst�tte  
Schlossgasse 7, 91058 Er-

langen-Tennenlohe

Tagesordnung: 
1)	 Aktuelles.
2)	 Bericht des Vorstandes
3)	 Kassenbericht
4)	 Bericht der Kassenrpüfer
5)	 Aussprache zu TOP 2 bis 4
6)	Entlastungen
7)	 Neuwahlen
8)	 Ausblick auf Herbst und Winter 21 

und das kommende Jahr 2022.
9)	Ausblick auf die Ortsbeiratssitzung 
10) Unsere Jahres-Exkursion  
11)	Termine 21/22
12)	Verschiedenes.

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Vorankündigung: unsere nächste Di-
striktversammlung soll stattfinden: am 
8.9.

Protokoll der Distriktver-
sammlung vom 9.06.2021 
in Tennenlohe
Top 1: Aktuelles
Wir diskutieren über aktuelle politische 
Themen und Skandale. Rolf merkt an, 
dass der CDU-Kanzlerkandidat Armin 
Laschet bei einem universitären Lehr-
auftrag die Testergebnisse seiner Stu-
denten/innen verschlampt haben und 
die Noten dann „aus dem Gedächtnis“ 
vergeben haben soll. Wie jetzt zu er-
fahren war, sollen da sogar auch Noten 
für nicht geschriebene Klausuren ver-
geben worden sein.  Jeder Lehrer hätte 
bei einem solchen Vorgehen extreme 
Schwierigkeiten bis hin zur Anklage we-
gen Urkundenfälschung. In den Medien 
wird das so gut wie nicht thematisiert. 
Klaus findet es nicht gut, dass unser ei-
gener Kandidat Olaf Scholz die Grüne 
Annalena Bärbock wegen deren Forde-
rung nach Spritpreiserhöhung kritisiert, 

Distrikt Tennenlohe
Vorsitzender:
Rolf Schowalter
Telefon: 601924
rolfschowalter@t-online.de
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Liebe Genossinnen und Genossen, 
Unsere diesjährige 

Jahreshauptversamm-
lung findet am Mittwoch, 
den 21.07. um 20 Uhr im 

G�thlein 
(Dorfstraße 14, Büchenbach) im Großen 
Saal statt. 

Dabei schlagen wir folgende Tagesord-
nung vor: 
1. Aktuelles 

2. Wahl einer Versammlungsleitung und 
Wahlkommission 

3. Rechenschaftsbericht 
4. Kassenbericht 
5. Entlastung des Vorstands und Kas-

siers 
6. Neuwahl des Vorstands 
7. Bundestagswahlkampf 
8. Berichte aus Kreisvorstand, Fraktion 

und Orts- und Stadtteilbeiräten 
9. Verschiedenes   

Beachtet bitte, dass die Versammlung 
nur bei weiterhin günstiger Entwicklung 
der Corona-Situation stattfinden kann! 
Entsprechende Informationen werden 

Distrikt West
Vorsitzender:
Katrin Hurle
katrin9290@googlemail.com
Felizitas Traub-Eichhorn

während die derzeitige Regierung sel-
ber eine solche Erhöhung 2 Jahre später 
vorsieht. Und wir sind uns einig, dass 
Spahn wegen seines Verhaltens bei der 
Maskenaffäre und Scheuer wegen des 
Mautdebakels eigentlich rausgeworfen 
gehören. 

Top 2: Bericht aus dem Stadtrat
Eine Begehung der Fahrradwege in Ten-
nenlohe soll mit Lisa und Andreas statt-
finden. Wenn es eine öffentliche Veran-
staltung sein soll, dann wird sie erst im 
Oktober stattfinden können.     

Top 3: Umgestaltung und Versch�nerung 
von Pl�tzen in Tennenlohe
Rolf fragt an, ob im Rahmen der Ver-
schönerung der Grünfläche an der Se-
bastiansstraße Informationsstelen zur 
Geschichte von Tennenlohe aufgestellt 
werden sollten. Wir finden dies eine 
gute Idee. Hans ist der Ansicht, dass auf 
dem Platz die Aufenthaltsqualität stark 
erhöht werden kann, wenn auf der Stra-
ße die Geschwindigkeit auf 30 km/h ab-
gesenkt wird. 
Der Platz hinter der kath. Kirche, auf 
dem bis zum Frühjahr Container für den 
Kindergarten abgestellt waren, befindet 
sich z.Z. in einem desolaten Zustand. 
Von Anwohnern sind verschiedenen 
Wünsche geäußert worden – Blumen-
wiese, Obstwiese, urban gardening etc. 
Rolf spricht mit der Leiterin des Kin-
dergartens, welche Wünsche von dort 

kommen, und Hans nimmt Kontakt zur 
Stadt auf, da es sich um ein städtisches 
Grundstück handelt. 

Top 4: Eingemeindung 1972
Zum Jubiläum der Eingemeindung Ten-
nenlohes nach Erlangen soll 2022 ein 
Festakt staatfinden. Verschiedene Vor-
träge zur Entwicklung des Orts, der Ver-
eine und des Industriegebiets sind in der 
Diskussion. Der Heimat- und Geschichts-
verein plant ein Buch zur Geschichte des 
Ortes in den letzten 50 Jahren. 

Top 5: Tennenloher Bote
Der nächste Tennenloher Bote soll Mitte 
Juli erscheinen+. Die Beiträge sind ver-
teilt und müssen bis zum 5. Juli bei Rolf 
eingereicht werden.

Top 6: Klimaprojekte zu CO2 Reduzie-
rung
Die Stadt plant für das Klimaprojekt 
eine Plakat- und Postkartenaktion. Der 
Distrikt wird seine Plakatständer für di-
ese Aktion zur Verfügung stellen. 

Top 7: Sonstiges
Falls es zulässig sein wird, wird der Di-
strikt seine Jahreshauptversammlung 
am 7. Juli im Schlössla mit Wahlen ab-
halten. 
Die nächste Ortsbeiratssitzung findet 
am 8. Juli statt.
Hans Hauer
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Jusos
Vorsitzende:
Felix Klingert
Sophia Waldmann
info@jusos-erlangen.de

Liebe Jusos,
 
im Juli treffen wir uns als Jusos und be-
reden folgende Themen:
- 06.07.: Integration
- 20.07.: Viren, Immunsystem & Co.
 
Aufgrund der pandemischen Lage fin-
den die SItzungen aller Voraussicht nach 
online statt. Weitere Informationen und 
einen möglichen Einwähl-Link geben 
wir natürlich über unseren Mailverteiler 
spwie über Slack bekannt. Kontaktiere 
uns, wenn du in den Verteiler oder bei 

Slack aufgenommen werden möchtest. 
 
Für unsere Sitzungen hoffen wir wie 
immer auf eine rege Beteiligung so-
wie eine gute, konstruktive Diskussion. 
Auch wünschen wir für unsere Jusos 
eine schöne Sommerpause im August, 
in der keine Sitzungen stattfinden. Da-
für stehen dann diverse Wahlkampfak-
tionen und -veranstaltungen der SPD 
und Jusos an. Auch hier hoffen wir auf 
eine - wie immer - rege Beteiligung. 
 
Euer Vorstand

Liebe Genossinnen und Genossen, un-
ser nächstes Treffen findet statt am 

21.07.2021, 19:30Uhr 

Wir treffen uns über den bekannten 
link.
 
Claudia Butt

AK gegen Rechts

im Vorfeld der Versammlung über den 
Mailverteiler bekannt gegeben. 
Selbstverständlich sind die üblichen 
Hygieneregeln zu beachten, auch diese 
werden ggf. im Vorfeld kommuniziert. 
 Wir freuen uns über zahlreiche Teilnah-
me! 
Solidarische Grüße, 
Felizitas Traub-Eichhorn und 
Katrin Hurle

Digitales Treffen des Di-
strikts West am 19.5.2021 
Das städtische Bildungspatenprogramm 
„die Begleiter“ wurde in der Sitzung von 
einer seiner Koordinatorinnen, Tanja 
Stark-Kantar, vorgestellt. Das Programm, 
das im Büro für Chancengleichheit und 
Vielfalt im Bürgermeister- und Presse-
amt angesiedelt ist, gibt es seit 2010. Ziel 
ist die Betreuung von derzeit 80 ehren-
amtlich tätigen Bildungspat*innen, die 
Jugendliche und Kinder sowohl in ihrer 
schulischen Entwicklung als auch in ih-
rer Persönlichkeitsentwicklung fördern. 

Für diese sind sie Wegbegleiter*innen 
und Vertrauenspersonen. Da gerade in 
der letzten Zeit die Nachfrage wieder 
größer geworden ist und eine längere 
Warteliste existiert, macht Frau Stark-
Kantar Werbung für ein Engagement.
Bei den im Anschluss diskutierten Di-
striktsanliegen geht es um die Beantra-
gung von Bücherschränken sowohl für 
Büchenbach als auch für Alterlangen. 
Dies soll über die jeweiligen Stadtteilbei-
räte erfolgen. Philipp Dees berichtet aus 
dem Stadtrat über das integrierte städ-
tebauliche Konzept Büchenbach-Nord 
und die Diskussion um den Schulstand-
ort Mönauschule. Weiterhin erläutert 
er, dass die Vertagung des Beschlusses 
zur StUB-Haltestelle am Rudeltplatz 
erfolgt sei wegen einer nochmaligen 
Diskussion der Wendeschleife. Valeria 
Fischer berichtet von einem Kunstpro-
jekt in Büchenbach-Nord, wo im März 
nächsten Jahres Künstler*innen jeweils 
für vier Wochen in dem Stadtteil woh-
nen und arbeiten werden.
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